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tiine Aufforderung des Herrn Professors Grün- 
hut, die drei Publicationen deutscher Fachmänner 
über die Donaufrage in der von ihm herausgegebenen 
Zeitschrift für Privat- und öffentliches Recht zu 
recensiren, hat mich zu eingehendem Studium des 
einschlägigen Materiales veranlasst. So entstand denn an 
Stelle der projectirten Kritik die vorliegende Schrift. Sie 
ist weder im of ficiellen Auftrage geschrieben, noch hat 
die österreichisch-ungarische oder eine andere Regierung 
irgend welche Kunde von ihrem bevorstehenden 
Erscheinen. Aber ich gestehe, dass ich mit Freuden 
die Feder ergriffen habe, weil ich in der Lage war, 
die Sache des Staates, dem ich angehöre, gegen 
ungerechtfertigte Angriffe vertheidigen zu können. 

Wien, <>. Januar 1884. 



Georg Jellinek. 



Als ein erfreuliches Zeichen für das erstarkende 
internationale Rechtsbewusstsein muss es angesehen 
werden, wenn heute ein Staat im politischen Kampfe 
das Völkerrecht als höchste Instanz anruft und bei 
dem Mangel eines Völkertribunal es die Männer der 
Wissenschaft um richterlichen Spruch angeht, im Ver- 
trauen auf das moralische Gewicht, welches dem Ur- 
theile des unbefangenen Gelehrten von der öffentlichen 
Meinung beigemessen werden wird. Es ist daher von 
hohem Interesse für die wachsende praktische Bedeu- 
tung des Völkerrechtes, dass Rumänien in Deutschland 
drei Anwälte von gewichtigem Namen gefunden hat, 
die es unternommen haben, seine Haltung in der Donau- 
frage gegenüber der Londoner Conferenz im Frühjahr 
1883 zu prüfen und zu rechtfertigen. 1 ) 

Jeder Versuch jedoch , eine actuelle politische 
Streitfrage vom Standpunkte des Völkerrechtes zu lösen, 

• l ) Dr. Franz v. Holtzendorff, Professor in Manchen, Mit- 
glied des völkerrechtlichen Institutes, Rumäniens Uferrechte an der 
Donan. Ein völkerrechtliches Gutachten. Leipzig, Duncker und Hura- 
blot. — Dr. Felix Dahn, o. ö. Professor des Staatsrechtes an der 
k. Albertus-Universität zu Königsberg, Eine Lanze für Rnmänien. 
Eine völkerrechtliche und geschichtliche Betrachtung. Leipzig, Breit- 
kopf nnd Härtel. — F. Heinrich G e ff ck en, mieten minist re-n'sident 
et professeur de droit public, ha qitextion du Da mibe. Acic denj- 
carte«. Berlin. H. W. Möller. 

■I I I i Ii r k , |i.Mi.ii((l.i^r. j 
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bietet bei dem gegenwärtigen Stande der Wissenschaft 
eine grosse und schwer zu vermeidende Gefahr dar. 
Die völkerrechtlichen Festsetzungen sind nämlich viel- 
fach noch so unklar und vage, dass fast jeder Schrift- 
steller, oft unbewusst, der Versuchung verfällt, da wo 
ihn das positive Recht im Stich lässt, die auf dem 
Principe der materiellen Gerechtigkeit aufgebaute lex 
ferenda für eine le.r lata zu halten, der allgemeine An- 
erkennung zu zollen sei. Durch Deductionen dieser Art 
wird aber der Sache des Völkerrechtes geschadet ; denn 
einerseits wird das allgemeine Bewusstsein von der 
Natur des Völkerrechtes als eines geltenden Rechtes 
getrübt, andererseits ist es sehr leicht, wenn man sich 
einmal auf das weite Gebiet der materiellen Gerechtig- 
keit begeben hat, von hier aus auch Argumente für 
die gegnerische Sache zu finden, so dass schliesslich 
der Rechtsstreit in einen Streit subjectiver Meinungen 
ausläuft über das, was gegebenen Falles gerecht, billig 
und löblich wäre. Wenn nun auch die Anerkennung 
des Völkerrechtes Fortschritte macht, so muss man 
sich wohl noch lange mit dem Glauben an eine bessere 
Zukunft trösten, ehe die Völkermoral als eine reale 
Macht die politischen Bewegungen beherrschen wird. 

Es ist irn Interesse der Theorie und Praxis des 
Völkerrechtes gelegen, dass innerhalb der Grenzen der- 
selben ein breites Gebiet für die heutige Staatenwelt 
anerkannt wird, auf dem sich die politischen Interessen 
entgegentreten und versöhnen können, ein Gebiet, das 
nicht sowohl von den Regeln des Rechtes, als vielmehr 
der Staatskunst beherrscht wird. Die von dem Macht- und 
Selbsterhaltungstriebe der Staaten geleitete Politik 
fordert unerbittlich ihre Anerkennung für ihre freie 
Thätigkeit. Die Beziehungen von Staat zu Staat lassen 
sich nicht, durch Rechtsregeln allein beherrschen. 
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Dem Fehler, die freie Thätigkeit der Staaten 
unter angebliche Rechtsregeln beugen zu wollen, sind 
meines Erachtens die drei deutschen Anwälte der 
rumänischen Donaupolitik nicht entgangen. Ich werde 
versuchen, im Folgenden zu zeigen, dass die Situation 
Rumäniens in Folge der Londoner Conferenz der Judi- 
catur des Völkerrechtes gar nicht unterliegt, d. h. dass 
sich vom juristischen Standpunkte aus gar keine Ent- 
scheidung gewinnen lässt, wie sich die Dinge an der 
unteren Donau im gegenwärtigen Momente zu 
gestalten haben. Nicht Recht gegen Unrecht, sondern 
Interesse gegen Interesse steht hier im Kampfe gegen- 
einander. Nicht um einen Rechtsfall, sondern um eine 
rein politische Frage handelt es sich. 

Ich werde diesen Versuch unternehmen mit 
Berührung der hier einschlagenden völkerrechtlichen 
Probleme, namentlich mit, eingehender Beachtung 
des von den Vertheidigern Rumäniens nicht genug 
gewürdigten und auch nicht genug gekannten positiven 
Materiales in Hinsicht auf die Schifffahrt auf inter- 
nationalen Flüssen. 

I. 

In der Darstellung des Status causae et controversiae 
kann ich mich kurz fassen. Die Entwickelung des 
Rechtes der freien Schifffahrt auf der Donau seit dem 
Pariser Congresse ist von Geffcken in so vortreff- 
licher Weise dargestellt und auch von v. Ho ltz en- 
do rff so übersichtlich zusammengefasst worden, dass 
es an dieser Stelle wohl genügt, wenn ich die Er- 
eignisse seit dem Berliner Congresse recapitulire. 

Der Berliner Congress hat bezüglich der Donau 
folgende Beschlüsse gefasst: 
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Art. 52. Afin d'accroitre les garanties assurdes a la 
liberti de la navigation sur le Danube reconnue comme 
haut oVinidret europeen, les Hautes Parties contractantes 
äecident que toutes les forteresses et fortißcations qui se 
trouvent sur le parcours du ßeuve depuis les Portes de 
Fer jusqu'u ses embcntchures seront rasees et qu'il neu 
sera pas dlevd de nouvelles. Aucun bätiment de guerre ne 
pourra naviguer sur le Danube en aval des Portes de Fer, 
h Vexception des bdtiments legers destinds a la police 
fluviale et au Service des douanes. Les stationnaires des 
Puissances aux embouchures du Danube pourront toutefois 
remonter jusqu'a Galatz. 

Art. 53. La Gomniissiou Eurojidenne du Danube, 
au sein de laquelle la Houmanie sera reprdsentee, est 
maintenue dans ses fonctions et les exercera dordnavant. 
jusqu'a Galatz dans une complete inddpendance de 
Vautoritd territoriale. Taus les traitds, arrangements, actes 
et ddcisions relatifs h ses droits, privileges prerogatives 
et obligations sont conßrmds. 

Art. 54. Une annee avant Vexpiration du terme 
assignd ä la durde de la Gommission Europeenne, les 
Puissances se mettront d'accord sur la Prolongation de 
ses pouvoirs ou sur les modißcations qn'efle* jugeraient 
necessaires d'y introduire. 

Art. 55. Les rdglements de navigation, de 
fluviale et de surveillance depuis les Portes de Fer jusqu'a 
Galatz seront Labores par la Gommission Europeenne^ 
assistee de ddlegues des ßtats Rherains et mis en harmonie 
avec ceux qui ont e'te ou teraient edictes pour le parcours 
en aval de Galatz. 

Art. 56. La Gommission Europeenne du Danube 
sentendra avev qui de droit pour assnrrr Ventntien du 
phare sur Vtle des Herpents. 
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Art. 57. Uexecution des travaux destines *' faire 
disparaitre les obslaeles que les Portes de Fer et les Ca- 
taractes opposent a la navigation est conße'e ä l'Autriche- 
Ilongrie. Les fitats Riverains de cette partie du ßeuve 
accorderont toutes les facilites qui pourraient etre requises 
dans Vinte'ret des travaux. 

Les dispositions de Varticle VI du Traite de Londres 
du 13 mars 1871 relatives na droit de percevoir une taxe 
provisoire pour couurir les frais de ces travaux sont 
maintenues en favear de l' Autriche-Hongrie. 

In Folge der Bestimmung des Artikels 53 sandte 
Rumänien einen Delegirten in die europäische Donau- 
Commission und unterzeichnete als mitbesch liessende 
Macht die Zusatzacte vom 28. Mai 1881 zum acte 
public vom 2. November 1 865 bezüglich der Schifffahrt 
in den Donaumündungen. 

Um den Artikel 55 zur Ausführung zu bringen, 
setzte die europäische Commission am 1 7. December 1 879 
ein Comite* ein, bestehend aus den Vertretern des 
Deutschen Reiches, Oesterreich-Ungarns und Italiens, 
zum Zwecke der Ausarbeitung eines Vorschlages des 
Reglements für die Strecke vom Eisernen Thor bis 
Gralatz. In dem von dieser Commission ausgearbeiteten 
„avanfrfyrojet 11 war zur Ueberwachung der Ausfüh- 
rung des Schifffahrtsreglements eine „commission 
mixte 11 in Aussicht genommen, zusammengesetzt aus 
den Vertretern der Uferstaaten Serbien, Rumänien, 
Bulgarien , und dem Oesterreich - Ungarns , welch' 
letzterem nicht nur das Präsidium, sondern auch 
bei Stimmengleichheit ein decisives Votum zukommen 
sollte. Gegen diese präponderirende Stellung, welche 
Oesterreich-Ungarn zugedacht war, erhoben die Ufer- 
staaten in der europäischen Commission energischen 
Protest. 
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Das aaint-projet wurde fallen gelassen und Ende 
Mai 1882 kam der Vorschlag des französischen Dele- 
gaten Barrere zur Verhandlung. Diesem zu Folge 
sollte die commission mixte aus den Vertretern der 
Uferstaaten, jenem Oesterreich-Ungarns und aus einem 
Delegirten der europäischen Commission bestehen. Dieser 
sollte in der Art entsendet werden, dass alle sechs 
Monate der Vertreter einer anderen Macht, nach der 
alphabetischen Ordnung derselben, mit Sitz und Stimme 
in die commission mixte eintreten würde. Wenn die 
alphabetische Ordnung einen Delegirten der bereits 
in der Commission vertretenen Mächte (also Oester- 
reich-Ungarns und Rumäniens) berufen sollte, so hätte 
die betreffende Macht während dieser Zeit über zwei 
Stimmen zu verfügen. Der Vorsitz in der Commission 
sollte Oesterreich-Ungarn gebühren , die Beschlüsse 
derselben mit Majorität gefasst werden. 

Die Proposition Barrere's erhielt die Stimme 
aller Mächte, mit Ausnahme der Rumäniens , welches 
beharrlichen Widerstand leistete, indem es zwar die 
Absendung eines Mitgliedes der europäischen Com- 
mission in die commission mixte selbst proponirte, jedoch 
gegen die Theilnahme Oesterreich-Ungarns an derselben 
aus eigenem Rechte energisch protestirte.. 

Am 8. Februar 1883 traten in London die Sig- 
natarmächte des Berliner Vertrages zusammen, um 
über die Ausführung der Artikel 54 und 55 zu be- 
schliessen. Rumänien hatte schliesslich sich bereit er- 
klärt, Oesterreich-Ungarn auf dem Wege eines euro- 
päischen Mandates sowohl die Mitgliedschaft als das 
Präsidium in einer zu creirenden ^commission de sur- 
veillance* zuzugestehen. Die Conferenz, von der An- 
sicht ausgehend, dass sie eine europäische Angelegenheit 
zu ordnen berufen sei, beschloss zwar Rumänien ein- 
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zu Jaden, jedoch ihm nur berathende Stimme zuzuerkennen. 
Rumänien protestirte dagegen, betheiligte sich in keiner 
Weise an der Conferenz und erklärte die Beschlüsse 
derselben als unvei'bindlich für sich. 

Die Conferenz jedoch beschloss im Vertrage vom 
10. März 1883 : 2 ) 

1. Die Ausdehnung der Jurisdiction der euro- 
päischen Commission von Galatz bis Braila und die vor- 
läufige Verlängerung der Vollmachten derselben bis 
24. April 1904. (Art. 1 u. 2.) 

2. Die Ausscheidung der Kiliamündung aus dem 
Controlgebiet der europäischen Commission und die 
Unterstellung des russo-rumänischen Theiles des Kilia- 
armes unter die .gemäss den Reglements für die Sulina- 
mündung zu übende Aufsicht des russischen und ru- 
mänischen Delegirten in der europäischen Commission. 
(Art. 3 u. 4.) 

3. Die Adoptirung des von der europäischen Com- 
mission auf Grund des Barrere'schen Antrags in der 
Sitzung vom 2. Juni 1882 — allerdings gegen den 
Widerspruch Rumäniens — aeeeptirten Reglements 
für die Strecke vom Eisernen Thor bis Braila. (Art. 7.) 

Die für unsere Zwecke wichtigsten Bestimmungen 
dieses Reglements sind folgende: 

1. Einsetzung einer „commission mixte du Danabe" 
mit dem Sitze in Giurgewo, bestehend aus je einem 
Delegirten Oesterreich- Ungarns, Bulgariens, Rumäniens 
und Serbiens und der europäischen Commission. Letzterer 
wird auf sechs Monate nach der alphabetischen Ord- 
nung der Staaten, jedoch unter Ausschluss der bereits 
in der Commission vertretenen Staaten , entsendet. 
Oesterreich-Ungarn führt den Vorsitz. Die Dauer 

-) Vgl. Anhang Nr. 1 
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der rom itt is.s in n in ixte ist auf jene der euro- 
päischen Commission beschränkt. Sie fasst 
ihre Entscheidungen mit Majorität der Stimmen. Die 
Verwaltungskosten werden derart getragen, dass Oester- 
reich-Ungarn */,„, Rumänien */ l0 und Bulgarien und 
Serbien je Vio auf sich nehmen. 

2. Ernennung eines Inspectors durch die commission, 
mixte, von Unter-Inspectoren und Hafen Capitänen durch 
die Uferstaaten. Der Inspeetor hat die Anwendung des 
Reglements zu überwachen und die Unter-Inspectoren und 
Hafencapitäne sind ihm in dieser Hinsicht unterge- 
ordnet. Die Strompolizei wird von den Inspectoren und 
Hafen-Capitanen gehandhabt. Die Appellation gegen ihre 
Urtheile geht an die cwnmission mixte, welche in letzter 
Instanz entscheidet. 3 ) 

Da die Conferenz erklärte, dass der Londoner 
Vertrag erst dann als perfect gelten könnte, wenn die 
Uferstaaten den Beschlüssen der Grossmächte ihre Zu- 
stimmung gegeben haben würden, so wurde der den 
Vorsitz führende Vertreter Englands beauftragt, ge- 
meinsame Schritte der Mächte herbeizuführen, um die 
Uferstaaten zur Adhäsion zu bewegen, innerhalb der 
für die Auswechslung der Ratificationen bestimmten 
sechsmonatlichen Frist. 

Rumänien jedoch beharrte in seiner ablehnenden 
Haltung, indem es sowohl die Nichtzulassung zur Con- 
ferenz als stimmberechtigtes Mitglied, als auch die Ver- 
letzung anerkannter Sätze des internationalen Flussschiff- 
t'ahrtsrechtes als Gründe seines Verhaltens angab. 4 ) 



3 ) Vgl. Anhang Nr. 2. 

4 ) Vgl. znr Beurtheilnng des rumänischen Standpunktes die 
Depeschen des rumänischen Ministers des Aeussern an den Gesandten 
in London vom 10. Decemher 1882, 1. Februar 1883 und 24. Mai 1883 

•in dem unter dem Titel: Cestiunea Dunarei. Acte si ttocumeutt. 
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Untersuchen wir zunächst die Behauptung Ru- 
mäniens, dass durch die Weigerung, ihm eine entschei- 
dende Stimme zuzugestehen, die Londoner Conferenz 
das Völkerrecht verletzt habe. 

In der Sitzung der Conferenz vom 10. Februar 
erklärte sich der deutsche Bevollmächtigte, Graf 
Münster, gegen die Zulassung Rumäniens „sur le 
meine pied que les Grandes Puissances u . Die Conferenz 
behandle eine europäische Angelegenheit und deshalb 
könne man Rumänien kein decisives Votum zugestehen. 
Es würde sonst den Grossraächten gleichgestellt und 
hatte bei dem Principe der Einstimmigkeit, das auf 
Conferenzen herrscht, das Recht des Veto gegenüber 
den Beschlüssen der Grossmächte. Daher könne es 
nur zugelassen werden „en qualite d'tnvite'e et non comme 
maUresae de maison". Der österreichisch-ungarische Be- 
vollmächtigte schloss sich den Ausführungen des 
deutschen an, trotzdem er nichts gegen die Zulassung 
Rumäniens als stimmberechtigten Mitgliedes einzuwen- 
den gehabt hätte und hierauf beschloss die Conferenz, 
Rumänien (und Serbien) nur mit einem consultativen 
Votum zuzulassen (la Conference decide qu'elle invitera 
la Boumanie et la Serbie a assister a ses seances afin de 
les consulter et de les entendre). In der folgenden Sitzung 
wurde auf den Antrag des italienischen Bevollmächtigten 
diese Entscheidung damit motivirt, dass die Conferenz 
sich betrachte „en quelque sorte" als die Verlängerung 
und Fortsetzung des Berliner Congresses, an dem 



Bncuresci 1883, von dem rumänischen Ministerium des Aeussern 
herausgegebenen Grünbuche, p. 807, 811 u. 905, (auch abgedruckt 
bei Dahn), welche v. Holtzendorff die meisten, Dahn alle 
Argumente für seine Ausführungen geliefert haben. 
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liuniäüien nicht als Signatarmaeht Theil genommen 
habe. Rumänien protestirte gegen den Conferenzbe- 
schluss, nachdem es schon früher das Aachener Protokoll 
vom 15. November 1818 als Rechtsquelle für seine 
Ansprüche angerufen hatte, da dort die Mächte be- 
züglich ihrer Vereinigungen beschlossen hätten „que 
dons le cas, oh ces reunions auraient pour objet des 
affaires speciale nie nt Hees aux interets des autres fitats 
de VEurope, dies nauront Heu qua la mite d? une invi- 
tatio n formell*' de la part de res fltats que les dites affaires 
coneerneraient et sous la reserce exjrressc de leur droit d'y 
participer direetentent ou par leurs pl6nipot<ntiaires ü . In 
Folge seiner dreifachen Stellung als Uferstaat, als 
Mitglied der europäischen Commission, als Mitunter- 
zeichner der Additionalacte vom 28. Mai 1881 hätte 
ihm die gleiche Stellung in der Conferenz gebührt, wie 
den Berliner Signatarmächten. 6 ) 

Es ist auf den ersten Blick klar, dass es noch 
sehr des Beweises bedarf, dass in dem citirten Aachener 
Protokoll ein anerkannter Satz des Völkerrechtes ent- 
halten sei, wie dies Bluntschli behauptet. 6 ) Vom 
streng juristischen Standpunkte aus wird man vielmehr 
diese Bestimmung auf gleiche Linie stellen müssen, mit 
Art. V des Prager Friedens, wo Oesterreich undPreussen 

6 ) Note des rumänischen Bevollmächtigten an den Präsidenten 
der Conferenz. Annexe A au Peotocole So. 2 du 10 jYi rier, 

,x ) Das moderne Völkerrecht, 3. Aull. , Art. 105. Wenn 
Bluntschli Art. 106 die Ertheilung gleichen Stimmrechtes au den 
eingeladenen Staat als Requisit des Völkerrechtes bezeichnet, so 
inuss er doch zugeben, dass aus der Staatenpraxis dieser Satz sich 
nicht deduciren lässt. Der jüngste Bearbeiter des Völkerrechtes, F. 
Martens, Völkerrecht, I., S. 227, paraphrasirt nur den Aachener 
Besehluss, indem er fordert, das-s derjenige Staat, um deu es sich 
gerade handelt, zur Theilnahme heranzuziehen sei und constatirt 
ebenfalls die von diesem Grundsätze oft abweichende Praxis. 
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zu Gunsten einer dritten Macht stipulirten. »So wenig 
Dänemark aus diesem Vertragsartikel ein Recht auf 
die Retrocession des nördlichen Schleswig erwuchs, so 
wenig können dritte Staaten für sich ein Recht aus 
dem Beschlüsse des Aachener Congresses deduciren, 
wenn man diesen Beschluss nach der bekannten für 
Staatenverträge geltenden Regel stricte interpretirt. 
Sehen wir jedoch an dieser Stelle ab von diesem ge- 
wichtigen Einwände und nehmen wir an, dass das 
Aachener Protokoll, geleitet von den Forderungen der 
Billigkeit, einen völkerrechtlichen Grundsatz aussprach, 
und beantworten wir die Frage, ob das Verhalten der 
Mächte gegenüber Rumänien dem im Aachener Protokoll 
niedergelegten Grundsatze widersprach. 

Im Aachener Protokoll ist nur ausgesprochen, 
dass Nichts über die Angelegenheiten eines Staates ent- 
schieden werden solle, ohne dass derselbe „an der Ver- 
einigung theilnehme". Dass dieses Recht der Theil- 
nahme zu deuten sei im Sinne eines Mitbeschliessungs- 
rechtes, ist damit nicht gesagt worden. Nur die 
Verpflichtung der Mächte, den Staat, um dessen An- 
gelegenheiten es sich handelt, einzuladen und zu hören, 
geht aus dem Beschlüsse des Aachener Congresses 
hervor. Nur in diesem Sinne ist er in neuerer Zeit 
consequent von den Mächten interpretirt worden, wenn 
auch nicht geleugnet werden kann, dass er manchmal 
ganz unbefolgt blieb. So wurde, um ein für die vor- 
liegende Frage interessantes Beispiel zu wählen, auf 
dem Pariser Congresse die Einsetzung der Uferstaaten- 
commission mit Aufgaben, welche von den Grund- 
sätzen vom Jahre 1815 abwichen (vgl. unten S. 20), 
ohne vorhergehende Einladung Bayerns und Württem- 
bergs beschlossen. Aus der jüngsten Zeit jedoch bieten 
die Vereinigungen zur Erörterung der orientalischen 
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Angelegenheiten eine Reihe von schlagenden Beispielen 
dar für die Auslegung, welche die Mächte der von 
ihnen getroffenen Verabredung geben. Auf der Pariser 
Conferenz von 1869 wurden griechische Angelegenheiten 
verhandelt, ohne dass Griechenland Stimmrecht erhalten 
hätte; den für souverän erklärten Staaten Rumänien, 
Serbien und Montenegro wurden auf dem Berliner Con- 
gresse Verpflichtungen auferlegt, ohne dass diesen 
Staaten ein Mitbeschliessungsrecht eingeräumt worden 
wäre. Damals hat man Nichts von rumänischen Protesten 
gehört, trotzdem es völkerrechtlich keinen Unter- 
schied machen kann, ob man einem Staate im Momente 
seiner Anerkennung oder späterhin Verpflichtungen 
auferlegt. Und damals hätten die Mächte , wenn sie 
nur einig gewesen wären, ohne auf den geringsten 
Widerstand zu stossen, Rumänien die ihm im Londoner 
Vertrag zugedachte Steile anweisen können, so gut 
als sie ihm das Verbot der Errichtung von Festungen 
an der Donau und das Gebot der Ausdehnung der Voll- 
machten der europäischen Commission auferlegt hatten ! 

Wenn man die Protokolle der Londoner Conferenz 
durchliest , so findet man , dass sowohl von den 
Berliner Signatarmächten, als auch von Serbien die 
Beiziehung zur Conferenz mit blos berathender Stimme, 
als ein „Theilnehmen" bezeichnet wird. Der Vertreter 
Serbiens erklärt, in Erwiderung auf den Beschluss der 
Conferenz, dass seine Regierung sich zufrieden gebe 
mit der Stellung, welche ihr auf der Conferenz ein- 
geräumt werde „prenant en comideration, d'une part, 
que par cette decision la Conference n y a pas pu aooir 
Vintention de contester u la Serbie le droit que, comme 
£tat Souveram et Riverain du Danube, eile puise dam 
U droit des gern" 1 ) und verlangt in der Schlusssitzung 

7 ) Protoeole Xo 3. Smnce du Vi Jevrier, 1883. 
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der Conferenz zugelassen zu werden zur Signirung der 
Protokolle: „Cette formalite est, stclon lui, la consequence 
logique de la pari, qu'il a prise aux travaux de la 
Conference", und als sich Stimmen dagegen erheben, 
erklärt er, dass er nicht habe „la präension d'af inner 
qu'il en efit le droit". Auch Serbien katin sich, so gut 
wie Rumänien, auf das Aachener Protokoll berufen ! 
Wie will Rumänien beweisen, dass seine Auffassung 
des Wortes „participer" die authentische Interpretation 
desselben bedeute? 

Man mag über das Concert der Grossmächte 
denken wie man will, es ist nun einmal eine existircnde 
gewaltige politische Macht, mit deren Dasein das 
Völkerrecht rechnen muss. Man mag die Ansprüche der 
Mächte, als hoher Rath Europas zu fungiren, insoweit 
bekämpfen, als ihr Gebahren im offenen Widerspruche 
steht mit der anerkannten Ordnung des Rechtes. 
Aber soviel muss zugegeben werden, dass es nichts 
Rechtswidriges enthält, wenn sechs oder sieben Staaten 
collectiv einem anderen eine Vertragsofferte, die sie 
unter einander vereinbart haben, machen sollten. Etwas 
Anderes wäre es, wenn diese res i titer tertios aeta für den 
nicht mitstimmenden Staat ohne Weiteres als verbind- 
lich erklärt würde. Ein solches Ansinnen wäre ent- 
schieden völkerrechtswidrig. Nur der freie Wille des 
Staates kann ihn durch einen Vertrag verpflichten. 

Das Völkerrecht erkennt aber kein an- 
deres Erforderniss für den Abschlnss von 
Verträgen als Consens. Wie dieser Consens er- 
theilt wird: ob ausdrücklich oder stillschweigend, ob 
durch Theilnahme am Abschlüsse des Vertrages selbst 
oder durch Accession, eventueH Adhäsion an den bereits 
für Dritte verbindlichen Vertrag ist für die juristisch« 
Forderung der freien Willenseinigung gänzlich irrc- 
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levant. Und ebenso ist es für das Völkerrecht gleieh- 
giltig, durch welche Mittel ein Staat zum Anschluss 
an einen Vertrag bewogen wird, sofern nur keine directe 
Gewaltmassregel den Vertragsabschluss herbeiführt. 
So lange kein feindseliges Verhalten gegen den Staat 
eintritt, dessen Zustimmung man wünscht, enthält sich 
das Völkerrecht jedes TIrtheiles über die Mittel, durch 
welche man zum Ziele gelangt. Hier mag die Politik 
mit allem ihr zu Gebote stehenden Rüstzeug den Kampf 
ausfechten, ohne dass die privatrechtlichen Sätze über 
vis ac wrtus auf den rechtlichen Erfolg ihrer Be- 
urühungen anzuwenden wären. 

Die vorstehenden Dogmen können als communis 
opinio aller Völkerrechtslehrer gelten. In jedem Com- 
pendium des Völkerrechts finden wir den Satz, dass 
keine formellen Erfordernisse für den Abschluss eines 
Staaten Vertrages existiren. Und was die Befugnisse 
der Politik anbelangt, so kann man wohl keine bessere 
Autorität citiren als B l un t sc h 1 i , der so oft seine 
frommen Wünsche mit dem positiven Völkerrecht ver- 
wechselt. Dieser lehrt nämlich über die Grenzen staat- 
licher Willensfreiheit: „Es wird angenommen, die 
Willensfreiheit des Staates sei nicht aufgehoben, wenn- 
gleich der Staat in seiner Noth und Schwäche genö- 
thigt ist , den Vertrag einzugehen , wie ihn ein über- 
mächtiger anderer Staat ihm vorschreibt." 8 ) 

Welche angeblich höheren moralischen Rück- 
sichten die Politik der Staaten zu leiten haben, liegt 
ausserhalb des Rahmens einer juristischen Unter- 
suchung. Die Scheidung der klaren objectiven Rechts- 
forderung von dem nur allzuhäufig subjectiv gefärbten, 
unbestimmten moralischen Ansinnen muss im Völker- 

*) A. a. 0., Art. 4<>S. 
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rechte so gut wie in jeder juristischen Disciplin voll- 
zogen werden. 

Aus dieser Darlegung ergibt sich, dass die Mächte 
gegenüber Rumänien durch die Weigerung, ihm be- 
schliessende Stimme auf der Conferenz einzuräumen, 
das Völkerrecht in keiner Weise verletzt haben, 
welche Titel auch immer Rumänien für 
seine Zulassung geltend gemacht hat. Durch 
den Vorbehalt der Adhäsion der Uferstaaten fl ) ist den 
Forderungen des Völkerrechts vollkommen genügt 
worden — es sei denn, dass man die Existenz eines 
Völkerrechtssatzes behauptet, des Inhaltes, dass jede 

*) v g'- Protacole Xo. 7. Seit nee du 7 nutrx, iss.i. Le Co tute de 
(Iran rille er pr inte hi xnfisfiic/ion, qu'ii epronre tle l'ixxu fnra- 
rnltle ff cm trnvuur tle la Con ference. Ii croit, qu'une firmiere st'nncc 
xuffiru ponr xii/ner V Acte Jinnl, elnbare pur lex Plenipotentiuirex. II 
tleinttnde t) t-tre uittorixe u couraquer la Conference, nun xeulement 
ponr ht rutißcution qui pourrttH ttrair Heu en quelques moix, um ix 
ponr receroir dex Ütats Rireruiux l'ndht'xion nur decixionx de tu 
Conference, qii'an ext in droit tVuttendre d'eux t/uns le de.lui, qni 
pre're'deruit In ratificufian. 

11 ttnnonde eipileinent, qut tu Conference f'uuforixe a erpritner 
nur Etats Pinruinx le dexir qii'ant fex Puixxnneex Europeennex de 
le.s roir ndopter le Jlefflentent, et uccepter le.* decixionx dt tu Con- 
ference. II prie lex Pfenipatentiairix ponr teur pnrt de fnire toux 
lex eß'artx poxxiltlex ptmr cancttincre lex Etatx Itirerttinx de Vutil Ut- 
ile xe jointlre nur Puixxnneex. 

Le Pf e, n i ji a t e n t i u i r c d'ltulie propoxe, qne le President 
xoit cliurip- d'udrexxer nur h'eprexeutuntx de In (I runde-Iirt'tuf/ne u 
l't'truntjer une Circnluire, inritnnt lex Puixxuncex u fnire dex di'- 
uturchex xiinultam'-ex ußn d'umener lex Etatx liirerainx u donner 
leur adlit'xion nur decixionx de In Conference. 

Le Co inte de (i rn u r il I e xe declure prt't, u faire rette de- 
oiarclie, et ußn d'cn nxxurer le xitccex, il campte xur Vuctire Co- 
operation dex Courernnnentx reprexentex u In Conference. 

MM. lex Plenipafentiairex xe pronoucenf u f'ununioii/e dnnx 
le xenx dex oltxerrationx du President. Vpl. lllldi Profitrate So. 
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Verständigung mehrerer Mächte über ein gemeinsames 
Anerbieten an einen Dritten völkerrechtswidrig sei. So 
lange aber ein solcher Satz nicht anerkannt ist, wird 
man das Vorgehen der Mächte auf der Londoner 
Conferenz nur unter politischen, aber nicht unter 
juristischen Gesichtspunkten beurtheilen dürfen. 

Schwer verständlich ist es,' weshalb v. Ho Itzen- 
dorf f wiederholt in der energischesten Weise gegen die 
Behauptung der Rechtskraft des Londoner Vertrages 
für Rumänien vor einer nachträglich hinzukommenden 
Zustimmung dieses Staates protestirt. Da die Lon- 
doner Conferenz in Uebereinstimmung mit der For- 
derung des Völkerrechts Rumänien die Adhäsion vor- 
behalten hat , so fragt man vergebens , an welche 
Adresse denn der Protest gegen eine Vergewaltigung 
Rumäniens gerichtet ist. v. Holtzendorff beweist 
nur, was Niemand bezweifelt: dass Rumänien nur 
durch seinen Willen vertragsmässig gebunden werden 
kann. Er beweist aber nicht, dass das Vorgehen der 
Londoner Conferenz im Widerspruch steht mit aner- 
kannten Normen des Völkerrechts. 

Für die politische Beurtheilung allerdings mag 
es bezweifelt werden, ob es vorsichtig war, die rumä- 
nische Forderung abzuweisen. Die nationale Empfind- 
lichkeit junger Staaten, die im Gefühle der neu errun- 
genen Freiheit ihre politische Bedeutung im Staaten- 
system zu überschätzen geneigt sind, ist ein Factor, 
mit dem der Staatsmann wohl rechnen muss. Die Hals- 
starrigkeit Rumäniens in der Donaufrage ist vielleicht 
nur eine Folge seines verletzten Selbstgefühles, wäh- 
rend die Erlaubniss, im hohen Rathe Europas mitthun 
zu dürfen, der Presse und Volksvertretung in Rumänien 
möglicherweise so sehr geschmeichelt hätte, dass es 
der Regierung damals viel leichter geworden wäre, 
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den Mächten Concessionen zu machen, als heute. Indess 
wird ein competentes Urtheil über die politische Seite 
der Frage wohl nur dem Diplomaten zustehen, dem 
ein tieferer Einblick in die Verhältnisse gewährt ist, 
als der, den man durch die Mittheilung der Tagesblätter 
und jene Actenstücke empfängt, die die rumänische 
Regierung zu publiciren für gut findet. 

Schliesslich mag noch erwähnt werden, dass es 
seit dem Wiener Congresse bereits einmal vorgekommen 
ist, dass die Errichtung einer Flusscommission ohne 
Mitwirkung eines der Uferstaaten beschlossen wurde. 
Es geschah dies in der Po-Acte, welche zum ersten 
Male das Princip der freien Schifffahrt für alle Na- 
tionen proclamirte. 10 ) Diese Po-Acte wurde am 3. Juli 
1849 von Oesterreich, Parma und Modena beschlossen, 
während dem Kirchenstaate die Accession vorbehalten 
blieb, welche erst am 12. Februar 1850 erfolgte. n ) 
Und in dieser Po-Commission, wie wir sehen werden, 
hatte Oesterreich eine Stellung, die weit hinaus ging 
über die äusserst en Forderungen, welche es gelegent- 
lich der Verhandlungen über die commission mixte in 
der europäischen Commission stellte. 



IL 

Die Bestimmungen des von der Londoner Con- 
ferenz acceptirten Reglements für die Strecke vom 
Eisernen Thor bis Bra'ila werden von Rumänien und 
seinen deutschen Anwälten bezeichnet als im Wider- 



,0 ) Vgl. Caratheodory, Du droit international concernant 
lex grands cours d'eau p. 123 f. 

u ) Vgl. L. Neu man Ii, liecin-.il des Traites eouvlns jmr 
V Aniridie, t. V, p. 118 n. 124. 

Jr 1 I i Ii rk , »..Ii mriMüO. J> 
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spruch stellend mit den durch den Pariser Tractat für 
die Donau giltig erklärten Principien des Rechtes der 
freien Schifffahrt auf internationalen Strömen, welche 
die Wiener Congressacte aufstellt, und mit der Ent- 
wicklung, welche das internationale Flussschifffahrts- 
recht seitdem genommen hat. Diese Verletzung aner- 
kannter Sätze des Völkerrechts soll die ablehnende 
Haltung Rumäniens gegenüber dem Londoner Vertrage 
rechtfertigen. 

Zunächst ist zu bemerken , dass der Londoner 
Vertrag nichts weniger hezweckt, als eine definitive 
Lösung der Donaufrage. Die vielumstrittene commis- 
xion mixte ist nicht als eine bleibende Institution ge- 
dacht, ihre Dauer ist von vornherein eine beschränkte. 
Das Ende der europäischen Commission führt auch 
das ihre herbei. Es handelt sich daher nur um ein 
Provisorium, welches durch die unklare Lage der 
Dinge im Orient wohl berechtigt ist. ia ) Kein ernster 
Politiker wird behaupten, dass der Berliner Congress 
auch nur auf Jahrzehnte hinaus den Dingen auf der 
Balkan-Halbinsel eine bleibende Gestaltung gegeben 
hat. Vor der endgiltigen Klärung der politischen 
Situation jedoch eine Frage des internationalen Ver- 
waltungsrechtes endgiltig lösen zu sollen, ist eine 
mehr als unbillige Forderung an die Mächte. 

Die Recriminationcn Rumäniens und seiner An- 
wälte über die irreguläre Entwickelung des Rechtes 
der freien Schifffahrt auf der Donau müssen als doc- 
trinär bezeichnet werden, wenn man die Irregularität 
aller Verhältnisse auf der Balkan-Halbinsel und die 
grossen politischen Gefahren in Betracht zieht, die in 

'-') v. Holtzendorff selbst erklärt und rechtfertigt die euro- 
päische Conmiissiou mehrmals als ein Provisorium. Daraus folgt 
auch für ihn «Ii«; provisorische Natur dor nmimisslmi mittel 
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ihnen verborgen sind. Bei Beurth eilung des vorlie- 
genden Falles aber muss man sich jedenfalls auf den 
Standpunkt stellen, den der Berliner Congress einge- 
nommen hat. Alle Erörterungen über die Stellung dieses 
Congresses zu früheren Abmachungen in der Donau- 
frage haben wahrlich nur akademischen Werth. Wir 
aber behaupten, dass man mit gutem Grunde auf dem 
Berliner Congresse der im Pariser Tractate einge- 
setzten Uferstaaten- Commission aus dem Wege ge- 
gangen ist. Die völlig veränderten Umstände hätten 
diese Commission, welche nun anstatt vier sieben Mit- 
glieder — darunter die zwei in der orientalischen 
Politik rivalisirenden Grossmächte Oesterreich-Ungarn 
und Russland — aufzuweisen hätte, zu einer fortwäh- 
renden Quelle gefährlicher internationaler Reibungen 
gemacht. Das hätten die deutschen Partisane Rumä- 
niens bedenken sollen, ehe sie mit ihrer Kritik der 
neuesten Phase der Donaufrage, hervorgetreten sind. 
Wenn Geffcken (S. 61 ff.) in der Wiedereinführung 
der Uferstaaten - Commission die beste Lösung des 
Streites erblickt, so hat er sich die politischen Folgen 
eines solchen Experimentes nicht genügend vor Augen 
gestellt. 13 ) 

Dass man die provisorische Gestaltung der 
freien Schifffahrt in der unteren Donau nicht ohneweiters 
an dem Massstabe der Bestimmungen des Wiener Con- 
gresses messen darf, geht auf den ersten Blick aus 
einer unbefangenen Würdigung des Pariser Tractates 
hervor. Art. 113 der Wiener Acte hatte bestimmt, 

1:t ) Auch die von Engelhardt, La queMion du Danuhe, 
Revue <1e droit international t. X V, p. 5 ff. n. p. 340 ff. vorgeschla- 
gene Ausdehnung der europäischen Commission bis znm Eisernen 
Thor ist bei dem so lebhaften Sonveränetätsgefühle der TTferstaaten 
schwerlich ausführbar. 

2* 
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dass jeder Staat die Verpflichtung übernimmt, die 
durch sein Gebiet führenden Leinpfade zu unterhalten 
und auf dieser Strecke diejenigen Arbeiten im Fluss- 
bette vorzunehmen, welche noth wendig sind, um die Schiff- 
fahrtshindernisse zu beseitigen. Die Errichtung der euro- 
päischen Donaucommission steht in directem Widerspruch 
mit dieser Anordnung und alle Erwägungen, dass es nicht 
recht und billig gewesen wäre, der Türkei allein die 
Beseitigung der Schifffahrtshindernisse an den Donau- 
mündungen zuzumuthen, können nicht über das unleug- 
bare Factum hinweghelfen, dass bezüglich der Donau 
auf dem Pariser Congresse vorderhand andere 
Massregeln getroffen wurden, als die in der Wiener Acte 
für internationale Ströme vorgesehenen. Es muss noch 
hervorgehoben werden, dass auch im Art. 17 des Pariser 
Vertrages der Uferstaaten-Commission eine andere Auf- 
gabe zu Theii wurde, als der Rheinschifffahrts-Com- 
mission durch den Wiener Congress. Jene sollte näm- 
lich alle Hindernisse der Schifffahrt entfernen, die not- 
wendigen Arbeiten auf dem ganzen Stromlaufe veran- 
lassen und nach Auflösung der europäischen Commission 
über die Aufrechterhaltung der Schiffbarkeit der Donau- 
mündungen und der angrenzenden Meerestheile wachen. 
Damit war wiederum die Bestimmung des Wiener 
Congresses, dass nur der betreffende Uferstaat ver- 
pflichtet sei, für die Schiffbarkeit der ihm gehörigen 
Strecke zu sorgen , durchbrochen zu Gunsten eines 
anderen, vielleicht der künftigen Entwickelung des 
Völkerrechtes günstigeren Principes , welches eine 
internationale Verwaltung da für nothwendig 
findet, wo ein internationales Interesse vor- 
liegt. Der Art. 56 des Berliner Vertrages enthält, 
indem er die Beseitigung der Schifffahrtshindernisse 
am Eisernen Thor Oesterreich-Ungarn überträgt, eine 
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neuerliche Abweichung von einem der Grundprincipien 
der Wiener Beschlüsse über die internationalen Ströme. 

Steht es aber fest, dass die endgiltige Ordnung 
der freien Donauschifffahrt auf der Londoner Con- 
ferenz nicht getroffen wurde, dass die Bestimmungen 
der Wiener Congressacte nicht ohne Weiters auf die 
Donau anwendbar sind, dann geht es nicht an, wie es 
v. Holtzendorff thut, die revidirte Rheinschifffahrts- 
acte von 1868 als das alleinige Urbild hinzustellen, 
an dem der völkerrechtliche Werth oder Unwerth 
einer jeden Phase in dem Wechsel vollen Geschick der 
Organisirung der freien Donauschifffahrt zu messen ist. 

Nun sollen aber die Principien, welche der Ent- 
wickelung der freien Schiff fahrt auf conventionellen 
Strömen zu Grunde liegen, in flagranter Weise verletzt 
werden durch die Forderung Oesterreich Ungarns nicht 
auf Grund eines europäischen Mandates, sondern kraft 
eigenen Rechtes in der commission mixte vertreten zu 
sein. Oesterreich-Ungarn , so führt die rumänische 
Regierung aus, sei nicht Uferstaat an der unteren 
Donau und es sei unerhört, dass ein Nichtuferstaat, 
ohne erweisliches Recht, blos auf seine Interessen 
pochend, gleiches ja sogar grössere Befugnisse für sich 
verlange als ein Uferstaat. Diese rumänische Behauptung 
wird von den deutschen Schriftstellern begierig auf- 
gegriffen und verwerthet, um das völkerrechtswidrige 
Begehren Oesterreich-Ungarns mit den schwärzesten 
Farben zu malen. 

Prüfen wir an der Hand der Geschichte des 
internationalen Flussschifffahrtsrechtes im 19. Jahr- 
hundert das rumänische Hauptargument gegen die An- 
sprüche Oesterreich-Ungarns ! 

Die Wiener Congress-Acte hat (Art. 108) bestimmt, 
dass die Staaten , deren Gebiet getrennt oder durch- 
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zogen wird, von einem und demselben schiffbaren 
Fluss sich verpflichten, vertragsmässig (h regier d'un 
commun aecord) alles auf die Schifffahrt auf diesem 
Fluss Bezügliche zu ordnen. Der juristische Grund 
dieser gemeinsamen Regelung der Schifffahrtsverhält- 
nisse liegt in der Thatsache, dass der Fluss in seinem 
ganzen schiffbaren Laufe die noth wendige Wasser- 
strasse für alle, namentlich aber für die oben gelegenen 
Uferstaaten ist. Nicht die Gemeinsamkeit des 
Uferbesitzes, sondern die Gemeinsamkeit 
der Wasserstrasse ist der Grundgedanke, von 
dem der Wiener Congress ausgegangen ist. Am klar- 
sten ist dies ausgedrückt in dem Project, welches der 
französische Bevollmächtigte v. Dalberg dem Con- 
gress unterbreitet hatte, das der Ausgangspunkt der 
Verhandlungen geworden ist, ans denen schliesslich die 
Bestimmungen der Congressacte hervorgegangen sind. 
Art I. dieses Projects lautete nämlich: 11 ) n Le Rhin, 
depuis le point, ou il devient navigabfe, jusqno la mer, 
sera , s o n s le r apport du co m in erce et. de la 
n a v igat io n considere com m e u n fl e u v e co m- 
mun entre les divers etat* qui le s&parent ou le traversent." 

Wenn nun nicht der Gemeinbesitz der Ufer, 
sondern die Gemeinsamkeit der Wasserstrasse der 
Grund der conventionellen Verwaltung internationaler 
Ströme ist, dann ist im Sinne des Wiener Congresses 
jeder Staat Uferstaat an dem ganzen Wasserlaufe, 
indem es ein und dieselbe Wassermasse ist, welche 
seine Schiffe bis in das Meer oder bis zum Anfangs- 
punkte der Schiffbarkeit trägt. In diesem Sinne ist Baden 
ebenso Uferstaat am unteren Rhein, als Holland am 
oberen. Tn diesem Sinne ist auch Oesterreich-Ungarn 

u ) Kluber, Acten des Wiener Congresses III. S. 13. 
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Uterstaat an der unteren Donau. Nicht nur Interessen, 
sondern rechtlich anerkannte Interessen , mit anderen 
Worten, subjectiveRcchte sind es, welche Oester- 
reich Ungarn als Donaustaat auch da besitzt, wo seine 
Herrschaft über die Flussufer endet, so gut als 
Preussen durch den Wiener Congress Rechte zuer- 
kannt wurden über die Grenze hinaus, wo seine Terri- 
torialhoheit über den Rhein endigt. 

Auch das Motiv für die Schaffung von perma- 
nenten Commissionen für die internationalen Ströme 
war nicht die Gemeinsamkeit des Uferbesitzes, sondern 
die durch die Natur bedingte nothwendige Gemeinsam- 
keit der Wasserstrasse. Das ist deutlich in der, der 
Wiener Congressacte angefügten, Rheinacte ausge- 
sprochen, indCm dort im Art. X die Errichtung einer 
Central-Commission angeordnet wird, zum Zwecke des 
Verkehrs der Uferstaaten n sur tout ce qui reyarde In navi- 
gatiun". An dieser Schilffahrt sind aber namentlich die 
Staaten am Oberlaufe des Flusses nothwendig interessirt 
und dieses Interesse ist ein rechtlich gerechtfertigtes. 
Wenn daher aus was immer für Gründen provi- 
sorisch blos für einen Theil eines internationalen 
Stromes das regime comentionnel eingeführt werden 
soll, dann können alle Uferstaaten des ganzen Fluss- 
laufes, namentlich aber die höher gelegenen, ohne 
gegen die Grundgedanken des Wiener Congresses zu 
Verstössen, den Anspruch erheben, an der gemein- 
schaftlichen Verwaltung Theil zu nehmen. Oesterreich- 
Ungarn hat daher in seiner Qualität als Donaustaat 
einen Anspruch, in der nmimission mt.r/e vertreten zu 
sein, der auf keinen Fall als widerrechtlich bezeichnet 
werden darf, und hat es nicht nöthig, erst auf dem 
Wege eines europäischen Mandats sich in die Com- 
mission einzuschmuggeln. Auch die beiden deutschen 
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Donaustaaten hätten Sitz und Stimme in dieser Com- 
mission beanspruchen können, wenn ihre Interessen 
sie zu einer solchen Forderung veranlasst hätten. 

Einer der hervorragendsten neueren Schriftsteller 
über internationales Flussschifffahrtsrecht, auf dessen 
Autorität sich auch v. Holtzendorff beruft, und der 
durchaus nicht der österreichisch ungarischen Donau- 
politik und der Schaffung der rom-misswn mixte das 
Wort redet, Ed. Engelhardt, fasste lange vor der 
Londoner Conferenz (Deeember 1880) die Einsetzung 
einer aus den Vertretern der Uferstaaten bestehenden 
Specialcommission für die Strecke vom Eisernen Thor 
bis Galatz in's Auge und bemerkt hiezu : 

„Mtiix tri um' objcrtwu, sc prexeute. Xon settlemmt, 
les trois fitats, auxqnels so mit conjie' y lc e,ontrole u que 
le Congres de Vieune a eu eu nie oecupent tute place nou- 
relle dait.s la Uierarchie -intet nationale , niais ils ne coit- 
ronrtnt que dann mir tres luiuiine portion Ott numvement 
tfe la narigatiou sur la voie qui les separe, tandis que ce 
trajic ext presque exclusivement alimente par le grand 
Empire voisin qui ne partieiperait it ce controle. u 

„L'tlo ig n e m ent d e l'A u t r i c It e - Ho n g r i e 
e r e e r a it cert a i n ein ent u n e »it u a t i o n p e a log i- 
que et meine peu equ it all e, et le hat qae se propo- 
sait le Congres de Vienne en instituant une autorite qui 
put „servir de moyen de communication ponr tout ce qui 
regarde la navigation" ne sentit qu'imparfaitement rempli" . ' B ) 

Dieselbe Billigkeit, welche v. Holtzendorff 
(S. 85 ff.) als Rechtsquelle für das Völkerrecht auf- 
stellt und zu Gunsten Rumäniens anruft, wird von 
Engelhardt für Oesterreich-Ungarn in Anspruch 
genommen ! 

ib ) L'Antr'u'he-lIoutjrie r.t la tjttestion <lu Dan übe. Herne rri- 
t'ujuv tfe h'oislution et <h Jurisprudenz j>. Od. 
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Aber wenn man auch ganz absieht von den zu 
Gunsten Oesterreich-Ungarns sprechenden Deduktionen 
aus der Natur der Wiener Congressacte , ja selbst 
wenn man zugibt, Oesterreich-Ungarn sei in keinem 
Sinne Uterstaat an der unteren Donau, so ist dennoch 
die Forderung Oesterreich-Ungarns, in der commissim 
■miete kraft eigenen Rechtes vertreten zu sein, nicht 
ohne Präcedens in der neuesten Geschichte des 
internationalen Flussschifffahrtsrechtes. Sorgfältig ist 
Rumänien in seinen Ausführungen der Erwähnung 
einer Schifffahrtsacte aus dem Wege gegangen, die 
von eben diesem Staate mit Oesterreich- 
Ungarn und Russland abgeschlossen worden ist, 
deren eingehende Betrachtung wohl geeignet ist, ein 
seltsames Licht auf die Haltung Rumäniens in der 
Donaufrage zu werfen. Es ist dies die am 15. Dec. 1866 
abgeschlossene Acte bezüglich der Schifffahrt auf dem 
Pruth und das auf Grund dieser Acte am 8/9. 
Februar 1871 erlassene Schifffahrtsreglement. Diesen 
beiden Actenstücken wollen wir im Folgenden einige 
Aufmerksamkeit schenken. Den deutschen Partisanen 
Rumäniens scheinen dieselben nicht bekannt gewesen 
zu sein, sonst wäre ihre Zustimmung zu den Aus- 
führungen der rumänischen Regierung nicht so lebhaft 
gewesen. Namentlich v. Holtzendorff würde seine 
neun Donaufragen wohl anders formulirt und anders 
beantwortet haben. 

in. 

Der Pruth entspringt am Nordostabhange der 
Karpathen bei Mikuliczyn in Galizien, tritt unterhalb 
Sniatyn in die Bukowina und scheidet von Bejana bis 
gegen Newaschitza die Bukowina und Rumänien. Hier^ 
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auf bildet er die Grenze zwischen Rumänien und ßess- 
arabien (Russland), bis er bei Reni in die Donau mündet, 
während er bis zu den Territorial Veränderungen von 
1878 auf seinem unteren Laufe ausschliesslich durch 
rumänisches Gebiet floss. Er hat eine Länge von 
638 Kilometern und wird bei Skuleni in Rumä- 
nien, 368 Kilometer unterhal b seiner Quelle, 
schiffbar. Die Länge seines schiffbaren Laufes be- 
trägt 270 Kilometer.'«) 

Der Pruth ist auf seiner ganzen öster- 
reichischen Strecke nicht schiffbar. Nur mit 
Flössen kann er da befahren werden, es unterliegt 
jedoch auch nicht dem leisesten Zweifel, dass schiff- 
bar (>uivi<jabh>) und floss bar (ßottaUe) zwei ganz 
verschiedene Begriffe sind , dass der Wiener Congress 
sowohl für Haupt- als Nebenflüsse nicht den Punkt des 
Beginnes der Flossbarkeit, sondern der Schiffbarkeit 
als den bezeichnet, von dem aus das regime conventt'onnel 
der Flüsse beginnen soll. Oesterreich ist daher im Sinne 
der Ausführungen der rumänischen Regierung und 
ihrer Anwälte in Beziehung auf den Pruth als Nicht- 
uferstaat zu betrachten. 

Am 15. December 1866 haben jedoch Oesterreich- 
Ungarn, Russland und Rumänien einen Vertrag ge- 
schlossen „dann lear desir de regier d'nn commun uceord, 
e n lear q u a l i te d' ilt at s co- r I r e r a i n s , la na ci- 
gatioa du Prath". 

ta ) Vgl.Versnch einer Darstellung der österr. Monarchie 1828, 
Flusskarte Nr. 70 ; Die Donau und ihre volkswirtschaftliche Bedeutung. 
Referat des Kammerrathes Josef M. Wolfbauer, erstattet an die 
nied.-österr. Handels- und Gewerbekammer. Wien 1880, Verlag der 
nied. -österr. Handels- und Gewerbekammer, S. 57, 58; Der Pruth, 
hydrogr. Studie von <\ v. Kwiatkowski. Mittheilungen der k. k. 
geographischen Gesellschaft in Wien 1874, S. 145 ff. 
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Das von dem niehtschiftbaren Pruth durchströmte 
Oesterreich wurde daher im Jahre 1866 von Rumänien 
als Uferstaat anerkannt. 

Das von der schiffbaren Donau durchströmte 
Oesterreich jedoch wird von demselben Rumänien 1 883 
als Nichtuferstaat erklärt! 

Allerdings handelte es sich im Jahre 1866 darum, 
den versandeten Pruth von den Schifffahrtshindernissen 
zu befreien und da war die Mitwirkung Oesterreich- 
Ungarns an diesem Werke im Interesse Rumäniens 
gelegen. 

Im Jahre 1883 erforderte es jedoch das Inter- 
esse Rumäniens, sich zur Herrin der durch Europa 
an den Mündungen, durch Oesterreich-Ungarn beim 
Eisernen Thore flott zu machenden Donau zu setzen, 
und sofort geräth die Pruth- Acte mit all' ihren Conse- 
quenzen in Vergessenheit und die Forderung des 
„Nichtuferstaates" Oesterreich-Ungarn, an der gemein- 
samen Verwaltung der unteren Donau Theil zu nehmen, 
wird als ein unerhörtes Novum bezeichnet! Und v. • 
Holtzendorff und Dahn stimmen ein in den Schrei, 
den Rumänien über die noch nie dagewesene rechts- 
widrige Zumuthung ausstösst, einem Nichtnferstaate 
als solchem Sitz und Stimme in einer Schifffahrts- 
Commission zu gewähren! 

Noch grösser jedoch wird unser Erstaunen über 
Rumänien und die, welche ihre Lanzen für diesen 
Staat schwingen, wenn wir die einzelnen Bestimmungen 
der Pruth-Acte und des von der Pruth-Commission aus- 
gearbeiteten und nach Genehmigung der Vertrags- 
mächte erlassenen Reglements durchgehen. Zunächst 
wollen wir die für uns wichtigsten Bestimmungen 
dieser beiden Actenstückc im Folgenden anführen. 
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/. Stipulation concernant la navigation du Prath; 

sifftivm ft Bucha, est le Jö tit'ennttre IHßii. I: ) 

Art. 1. La navigation dann tout le parcourn du Pruth, 
eu taut quil trarerne ou nipare les l?tatn den hauten partien 
contra et unten, nera entierement fibre et ne pourra, noun le 
rajtport du commerce, etre interdite a aucun pavillon. Len 
bdtimentn et leurn Equipagen neront toutefoin tenm de ne 
conformer st riet erneut aujc reglementn de nariyation h 
urriter, ainni qiiaux din/ponitionn npecialen, contenuen dann 
len artiele* du prenent acte. 

Art. 2. Dann le bat exclunif de rourrir le* frain den 
travaux aVamilioration du Jfeure et ceux de Ventretien de 
la navigabilitd en generale nne faxe oVnn tanx convenable 
nera impon&e a la navigation et percue a Vemlnjuchure du 
Prath dann le Da nahe. Outre nette faxe unique , aucun 
untre droit, quelque noit non nom et non origine, ne pourra 
etre prMeve nur la navigation, nauf len ean pre'vun ä Vor- 
fiele IS. 

Art. 7. V ne com min nion mixte permanente, 
componee den dMe'guen aV Autriehe, de Jiunnie et den Princi- 
pauten-Unien, nera in nf it ade pour mettre le Pruth dann len 
meilleuren conditionn /mnniblen de navigation et pour Üahorer 
un acte de navigation , contenant len reglementn de poUce 
tluciale et le tarif du pdage. La mt'nnion de cet autorit4 
internationale connintera : 

a) a designer et. a faire executer len travaux indin- 
pennablen -pour ameliorer le lit du ßeuve ; 

b) h arreter et a mettre en application le tarif des 
droits de navigation^ dentine'n au remboursement den 
frais oVam&ioration du ßeuve et de ceux de Ventre- 
tien den travaux: 



") Marten*- Sa mtver- Hopf, Xoucenn Jiecufil (Wun al <h 
Trait&, t. XX, Xo. 14, p. 200— HO J, 
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c) h ilaborer les rtylements de police ßuviale ; 

d) a veiller a Ventretien des ouvrages et h la stricte 
Observation des d isjtositions des reg le- 
rn e n t s. 

Art. S. La commission mixte pour le Pruth nommera, 
d'un commun accord des trois membres qui la composent, un 
inspecteur qui aura paar tacke: 

a) de surveiller Vexecution des traoaux d' amilioration 
en vue de leur conformite avec les projets , plans 
et devis approuves par les trois Gouvernements; 

b) iVexercer un controle exact nur V encaissement des 
taxes suivant le tarif arreU par la commission; 

c) d'as sur er la stricte application de t ou- 
te» les dispositions des reglements pour 
la po lic e fl u v ia le; 

d) de veiller h Ventretien en bon 4tat des ouvrages 
d'ame'lioration et de faire exScuter ä cet effet les 
travaux ndcessaires. 

Art. 9. I? inspecteur fonctionnera comme Organe de 
la commission permanente et sous sa direction. II aura 
un caracth-e international et son autorii4 s'exercera in- 
distinctement h Vegard de tous les pavillons. 

Art. 10. Ventretien de V inspecteur sera porti an- 
nuellement sur le budget des depenses gSne'rales pour la 
navigabiliti du fieuve. 

Art. 20. Conforme'ment aux articles 2 et 7 du präsent 
acte y la commission mixte pour le Pruth arretera un tarif 
des taxes de navigation qui doivent etre prelevSes ä son 
emlmichure pour le remboursement des frais d! ame%ioration t 
Ge tarif apres avoir recu V apjrrobation des Gouvernements, 
sera joint h cet acte pour avoir meme force et valeur que 
s y il en faimit partie integrante. 

Art. 26. La navigation du Pruth sera rdgie par un 
reglement de navigation et de police Üabori par la com- 
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Mission mixte et approuvi par les trois Gouvernements 
signataires ; apres aroir rem In sanction des Gouverne- 
ments, le reglement sera Joint au present acte, j> our 
aroir meine force et valeur que s il en faisait partie 
iutegrante. 

Art. 27. 77 est- entcndu que ce reglement fera loi 
non seulement en re qui concerne la polier fluviale, www 
encore pwur /es jugements des contestations civiles qui. 
pourront naitre par suite de V exercice de la navigation. 

Art. 28. Aßn tVassurer V execut ion du reglement de 
polier da ns tout le parcours du Pruth, les Gouvernements 
signataires .sobligent a preter aide et assistance ä Vinspec- 
teur et en general a tous les organes de la commission 
mixte, qui seront charges de veiller au maintien de Vordre 
et de la regulärste sur la wie. fluviale. 

II. Reglement de navigation ei de police applicable au Pruth; 

sif,nrs a Bucharest 8< t 9 ferner (27(28 janrier) 1871. ,e ) 

Art. GH. L exercice de la navigation sur le Pruth est 
place sous Vautorite de Vinspecteur nomine' par la eom- 
mission mixte permanente en execut ion. de Vart. 8 de 
la Convention du 3 (15) de'cembre 18GG. Cef agent est 
charge d y assurer V application des dispositions du present 
reglement. II fonctionne sur la d irret ion de la dite com- 
mission mixte, decunt laqnelle il prete serment de remplir 
avec exaetitude et ßdelite. les devoirs qui lui sollt imptoses 
par les dispositions du dif reglement. 11 est revetu d y un 
caractere international, et son autorite se.rerce indistincte- 
ment a Vegard de tom les pavillons. 

Art. G4. Vinspecteur de la navigation. du Pruth a 
le droit de requerir direetement , dans Vaccomplissernent 

,ö ) Martens- S a m ir er -Ho pf, Xouveau Jf enteil General de 
TraMs, II*" Mrir, t. I, No. 148, p. 485—105. 
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de xa lache, Vaxxixtance des poxtex miUtairea etahlia aur 
lex rivea ou celle des autoritex localex riverainex. 

Art. Oo. Lex attributionx speciales de la police judi- 
ciaire xont exerceex, en ce qui concerne la navigation du 
Pruth, par lex a genta que chucun dex payx riveraina dexigne 
h cet effet pour Petendue de aea rivea. 

Cea agentx xont axxermentex ; ila aont chargea de con- 
atnter lea contraventiona cominiaea contre lea diapositiona 
du preaent reglement et (Ten dreaaer dea rapporta et proces- 
verhmix qui font foi jusqu'h preuve contra ire, et qui sont 
fransmia pur eux directement h Vinapecteur de la navi- 
gation du Pruth. Ccs a genta de la police jndiciaire exer- 
cent leurs attrilmtiona aoux lea ordrea de Vinapecteur de 
la navigation du Pruth; ila ont com nie lui un caroctere 
international, et aont autoriaSs, en cette qualite, ä demander 
aux patrona ou conducteura la production des documenta 
deterininea par Varticle 12 du präsent reglement. 

Art. 00. L'agent comptable pr&posb a la perception 
dea taxea qui aont ou xeront impoaeea aux hdtimenta na- 
vigant dans le Pruth , a aon conßuent, conforme'ment aux 
articles 2 et 20 de la Convention du 3 (lö) decemhre 1800, 
ext antoriae a requ6rir directement Vaaaiatance de Vofficier 
commandant le poste militaire ou la atation maritime etahli 
au dit conßuent par le gouvernement rouinain, loraque cette 
ossixtance ext necexxaire pour contraindre lea patrona ou 
conducteura dea hdtimenta, transporta, rndeaux ou traina 
de hoia au paiement dex dites taxea, ainai que dea amendea 
auxquellea ila auraint et& condamnea pour contrav ention 
aux dvtpoaitiona du preaent reglement ou « cellex du tarif 
dex taxea. 

Art. 07. L'agent pre'poxe h la perception dea taxea, 
de meine que Vinapecteur de la navigation du Pruth, ext 
revettt a"itn caractere international , et aon uction a'exerce 
iudistinctrment <i Ve'gard de toua lea pavUlona. II prtte 
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serment d 'rennt In commission mixte permanente de remplir 
ses fönet ions twer cxuetitude et fidel ite. 11 pfiff etre nstrtint 
u fournir euntion pour la surrte de sa gestion. 11 a le 
caractere d'offieier de In police judiciair? pour ce qui con- 
cerne les contra rentions commises contre lex dispositions du 
tarif des droits de navigation. 

A r t. S'J. U i n sp e c t e u r de la n a v ig a t i o n d u 
P r u t Ii ]t r onon c e e n p r e m i e r e i n s t a n c e Cappl i- 
cation des a m e n des e n cour a e s a r a is o n des c o n- 
t ra ve ntio ns commises contre les dispositions 
du präsent reglement. 

La notification de ses sentences est faite, autant que 
possible, h In partie condamnee en personne; en casoVem- 
pechement eile est faite u Galatz , en la chancellerie de 
Cnutorite conmlaire ou locale de laquelle la partie releve. 

Art. 83. Le montant des amendes est verse entre les 
tun ins de Vagent prepose" a la jwrception des taxes au con- 
ßuent du Prath et le paiement en est eft'ectue', en tont &at 
de cause, avnnt que le bdtiment, transjtort, radeau ou train 
de bois contrevenant ne pm'sse sortir de la riviPre pour 
entre r dans le Danube. 

Art. 84. Kappel contre les jugem ent s de 
condamnat ion est porte, dans les trois mois de 
la notification, devant la commission mixte 
permanente, mais le jugement de premib'e instance est 
toujours exe'cutoire par provision , et en cas oVappel , le 
montant de Camende est verse au percepteur des taxes du 
Prath qui le garde en depot jusqu y a ce que Cappel soit vide. 

Happel Vi est plus recevable aprPs Cexpiration du 
delai de trois mois a partir de la notification du jugement 
de premiere instance. 

Le jugement rendu sur appel par la 
commission mixte est definitif et ne peut plus 
etre Cobjet d'aucun recours quelconque. 
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IV. 

Die commission mixte also ist nicht die erste 
ihres Geschlechtes, wie v. Holtzendorff glauht 
(S. 128) und wie uns Rumänien glauben machen will. 
Sie existirt in Galatz, mitten in Rumänien selbst. Sie 
ist zusammengesetzt nicht nur aus Vertretern der 
Uferstaaten, sondern enthält auch den Abgesandten eines 
Staates, der — was immer für Verabredungen die Con- 
trahenten der Pruthactc getroffen haben — im Sinne 
derWiener Congr ess- Acte nur als Nichtuferstaat 
bezeichnet werden darf. v. Holtzendorff wird nun 
wohl seine Behauptung nicht aufrechterhalten , dass 
die gemischte Commission vom völkerrechtlichen Stand- 
punkte aus gewürdigt, als eine unzulässige Vermischung 
der den Uferstaaten auf der Strecke vom Eisernen Thor 
bis nach Galatz gebührenden, durch die Wiener Congress- 
Acte näher definirten Rechte erscheine „mit einem bis- 
her nirgends vorgekommenen Privilegium eines Nicht- 
uferstaates" (S. 132). 

Rumänien und seine Anwälte erklären aber die 
Principien des europäischen Flussschifffahrtsrechtes 
nicht nur durch die Einsetzung der commisbion mi.rt<> 
verletzt, sondern auch durch den Wirkungskreis, der 
dieser zugewiesen ist. Dadurch, dass die Commission 
nicht nur ein Recht der Beaufsichtigung enthält, son- 
dern die Befugniss, executorische Acte selbst anzu- 
ordnen , sei das Souveränetätsrecht der Uferstaaten 
angegriffen. Nur das Recht der Kenntnissnahme und 
der Beschwerdeführung bei den Organen desjenigen 
souveränen Staates, in dessen Gebiete eine den völker- 
rechtlichen Grundsätzen der Flussschifffahrt zuwider- 
laufende Handlung begangen, oder pflichtgemässe 
Handlung unterlassen wurde, sei in dem Begriffe der 
survviüunce internationale enthalten (v. Holtzendorff 

Joll i not, n.mnnrrai;*. 3 
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S. 82, 88). Die Ausübung der Strompolizei sei ein 
Recht der Uferstaaten und das von der Londoner 
Conferenz acceptirte Reglement verletze dieses Recht. 

Wenn man nur einen flüchtigen Blick auf die 
oben citirten Bestimmungen der Pruth-Acte und des 
Pruth-Reglements wirft, so findet man sofort, dass die- 
selben Anklagen, welche gegen das Londoner Regle- 
ment von Rumänien erhoben werden , vollinhaltlich 
auf den mit dem freien Willen Rumäniens auf dem 
Pruth geschlossenen Zustand passen. Die Pruth-Com- 
raission hat das Recht, executorische Acte unmittelbar 
anzuordnen. Sie ernennt den Inspector, der einen inter- 
nationalen Charakter besitzt und ausschliesslich die 
Polizeigerichtsbarkeit erster Instanz über die Pruth- 
schiffe ausübt. Sie selbst entscheidet in diesen Fällen 
als einziges Appellationstribunal in letzter Instanz. 
Das Pruth - Schifffahrtsrecht weicht daher von dem 
„vollkommen normal entwickelten RheinschifFfahrts- 
recht" in denselben wesentlichen Punkten ab, wie das 
auf der Londoner Conferenz entworfene Schifffahrts- 
recht der Strecke vom Eisernen Thor bis Braila. Ja, 
durch die Einsetzung eines internationalen mit Zwangs- 
gewalt ausgerüsteten Taxerhebungsbeamten, durch die 
Unterordnung der Streckenaufscher unter den Inspector 
und die Ausschliessung derselben von der Ausübung 
der Gerichtsbarkeit enthält das Pruthreglement eine 
noch weitergehende Beschränkung der Uferstaaten- 
souveränetät als der Londoner Vertrag. 

In Hinsicht auf die eigenthümlichen Befugnisse 
der europäischen Donau-Commission und ihrer Organe 
konnte v. Holtzendorff behaupten, dass es sich da 
um einen Ausnahmezustand und ein Ausnahmerecht 
handle, das nur durch die eigenartigen Zustände an 
den Donaumündungen provisorische Berechtigung habe. 
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Beim Pruth handelt es sich aber weder um ein Pro- 
visorium, noch um einen Ausnahmezustand. Daher ist 
die Behauptung v. Holtzendorff's unrichtig , dass 
die Stellung, welche der europäischen Commission als 
internationaler Behörde gegenüber dem Uferstaate zu- 
kommt, ein „einzigartiges, nirgends wieder vorkommen- 
des Aus nähme recht" sei (S. 93). Und die Stellung, 
welche die Pruth-Commission und die von ihr ernannten 
Beamten besitzen, ist um so bedeutungsvoller, als die 
Wirksamkeit dieser internationalen Behörden sich auf 
die Grossmacht Russland erstreckt. Die Grossmacht 
Russland findet also mit ihrem Souveränetätsrechte die 
Functionen des Pruth-Inspectors und der Pruth Com- 
mission nicht unvereinbar, während Rumänien in 
neuester Zeit eine Empfindlichkeit an den Tag legt, wie 
man sie sonst nur bei Grossmächten ersten Ranges findet. 

Als die Pruth-Commission eingesetzt wurde, war 
von dieser Empfindlichkeit allerdings noch nichts zu 
spüren. Damals handelte es sich darum, eine herrliche, 
aber lange vernachlässigte Wasserstrasse, die für 
Rumäniens Handel von grosser Bedeutung war, zu 
verbessern und da brauchte man die materielle Unter- 
stützung der beiden Grossmächte. Welche Bedeutung dem 
Pruth als Verkehrsstrasse in Rumänien beigemessen wird, 
davon gibt die Sitzung der rumänischen Deputirten- 
kammer vom 27. März 1874 Zeugniss, in der der 
Abgeordnete Cogalniceanu den Minister des Aeussern 
wegen der Schiffbarkeit des Pruth und der Ursachen des 
geringen Fortschrittes der Arbeiten der internationalen 
Commission interpellirte. Damals wies der Minister darauf 
hin, dass die Commission im vorigen Jahre ein Anlehen 
von 130.000 Francs bei der öst. Bodencreditanstalt con- 
trahirt habe ,9 ), und dass nun die Arbeiten einen besseren 

»») Neu mann, Her. <1. Tr. Nnuv. Suite, t. VII, j>. Vf. 

3* 
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Fortgang haben würden. Zugleich versprach er Schritte 
zu machen, um die beiden Grossmächte zu weiteren 
Beiträgen zu bewegen, trotzdem er zweifelte, dass dieser 
Versuch von dem gewünschten Erfolge begleitet sein 
würde, da schon die Zustimmung der Mächte zu der 
Anleihe nur mit Mühe zu erlangen gewesen wäre. Das 
zeigt denn doch ganz deutlich, dass es sich beim Pruth 
in erster Linie um ein rumänisches Interesse handelt 
und dass man da, wo es die eigenen Interessen ge- 
bieten, in Rumänien Nichts von den Principien von 1815 
und von Attentaten auf die Uferstaats-Souveränetät 
zu hören bekommt. 

Die Analogien, welche Lord Gran vil le in seiner 
Circular-Depesche an die englischen Gesandten in dem 
Fall der Scheide auf der Londoner Conferenz von 1831 
für die Ansprüche Oesterreich-Ungarns an der unteren 
Donau gefunden hatte, konnten von Rumänien in der 
Depesche des Ministers de3 Aeussern vom 24. Mai 
1883 leicht widerlegt werden. 20 ) Das Präcedens der 
commission mixte du Prath jedoch ist nicht aus der 
"Welt zu schaffen. Hier muss Rumänien vor Europa 
gestehen, dass es bereits einmal von jenen Principien 
abgewichen ist, von denen es heute erklärt, dass es 
die einzigen sind, für welche die Mächte seine Aner- 
kennung von Rechtswegen fordern dürfen. 



Eine Untersuchung der anderen, seit dem Wiener 
Congress abgeschlossenen Schiff tahrtsacten , durch 
welche Commissionen eingesetzt wurden, lehrt uns, 
dass die Principien, auf welchen die Central-Commission 

-°) Vgl. auch dio Depesche vom 1. Fobrnar und v. ITol Iken- 
dorf f S. 71 ff. 
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für den Khein seit 1 SOS beruht, nicht objektives, auf 
gewohnheitsmässiger Uebung beruhendes Völkerrecht 
bilden, sondern Festsetzungen dispositiver Natur inner- 
halb des Rahmens der durch den Wiener Congress 
sanetionirten Grundsätze sind. 

In der Central-Commission für den Rhein hat jeder 
Uferstaat eine Stimme (Art. 43 der revidirten Rheinschiff- 
fahrts-Acte). Der Präsident wird durch das Los gewählt, 
besitzt keine Prärogative vor den anderen Commissären 
und hat nur im Falle der Stimmengleichheit bei 
Appellationsurtheilen eine entscheidende Stimme 
(Art. 44). Die Strominspectoren werden von den Ufer- 
staaten für ihre Stromstrecken ernannt 21 ) und besoldet, 
sind zwar in Ausübung ihrer Functionen der Central- 
Commission subordinirt, jedoch in diseiplinarer Hinsicht 
dem Ernennungsstaate unterworfen (Art. 41). Die Auf- 
gaben der Commission bestehen : a) in der Untersuchung 
der Beschwerden, zu welchen die Ausführung der 
Schifffahrts-Convention und des Reglements Anlass 
gibt ; h) in der Beschlussfassung über Vorschläge der 
Regierungen , welche sich auf die Prosperität der 
Sehifffahrt beziehen ; r) in dem Fällen von Appellations- 
entscheidungen gegen Urtheile der Rheinschifffahrts- 
tribunale erster Instanz (Art. 45). Die Berufung gegen 
diese Urtheile kann jedoch wahlweise auch vor das 
höhere Landestribunal gebracht werden (Art. '61). Die 
Beschlüsse der Central-Commission werden zwar mit 



-') Engelhardt, Da rvyime ronnntioinul tfr.s jUnnus hifcr- 
uutioiHatx, sonst ein grosser Verehrer der Hheinacte von 1868 tadelt 
(p. 189) die Abschaffung des als internationalen Agenten geltenden 
Oberinspectors, der von der Centralcommission ernannt wurde. n Cvtte 
„i'SHi r jtitfdtt ontt'r rtr sitrtotif i/trh'f /»tf th\- rrttsoHs /Hrsotnx fh'S et 
ilh tinut rx.sf iifirfhhicnf f>»nr hitt <U mrmtf/rr VnnioHr-projiir th- Fun 
</f .v j>riii( i/>«ii.c L't'tfx Itinritii(.-t. u 
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absoluter Stimmenmehrheit gefasst, erhalten jedoch 
verbindliche Kraft erst durch die Zustimmung der 
Regierung (Art. 4G). 

Wenn die Rhein-Commission seit 18G8 keine selb- 
ständigen executiven und richterlichen Befugnisse be- 
sitzt, so ist dies mit anderen Schifffahrts-Commissionen 
nicht der Fall. Die Rhein-Commission von 1815 hatte 
den Chef-Inspector des Rheines mit Stimmenmehrheit 
zu ernennen. Die Po - Commission hatte das Ueber- 
wachungs- und Executivpersonal für den Po zu 
ernennen und dessen Vertheilung und Competenzen 
zu bestimmen. (Art. IX der Po-Acte vom 3. Juli 1849. 
Sara cura della detta Commission? , di stabilire il per- 
sonale subalterno permanente di sorveglianza e di esecu- 
zione, e di determinarnc la compartizione e le competenze.) 
Auch das Princip des gleichen Stimmrechts ist in 
diesen beiden Commissionen nicht durchgeführt. Der 
Rhein-Inspector war in der Art mit Majorität zu 
wählen, dass eine ideale Stimmenanzahl fixirt wurde, 
von der dem preussischen Commissär ein Drittel, dem 
französischen ein Sechstel , dem holländischen ein 
Sechstel und dem der anderen deutschen Fürsten, mit 
Ausnahme Preussens , ein Drittel zukommen sollte. 
Noch weiter aber ging die Po-Commission. Dieselbe be- 
stand aus vier Mitgliedern, von denen je eines von 
Oesterreich, Parma, Modena und dem Kirchenstaat 
entsendet wurde und einem von Oesterreich er- 
nannten Präsidenten (Art. V . . . eerrh nominata 
un'apposita Commissione di quattro membri, cd oltre a 
questi di un President?,, U quäle, come pure uno dei 
Commissar j, saru nontinato dalV Ausfria, e gli altri Ire 
Commissar j , uno per cadauno Stato.) Die Stellung 
Oesterreichs in der Po-Commission, welche ihre Be- 
schlüsse mit Majorität fasste und die Zustimmung 
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der Uterstaaten zu deren Giltigkeit nicht nöthig hatte, 
war eine noch mehr bevorrechtigte als die, welche ihm 
in dem avant-projet bezüglich der eommission mixte 
zugedacht war. Hier sollte Oesterreich-Ungarn nur 
das Präsidium und bei Stimmengleichheit die Ent- 
scheidung haben, während ihm dort bei jeder Ab- 
stimmung zwei Stimmen zukamen. Und diese Acte, 
welche einem der Uferstaaten so hervorragende Vor- 
rechte gewährte, ist, wie bereits oben erwähnt, ohne 
Theilnahme des Kirchenstaates abgeschlossen worden, 
der erst später seine Accession erklärte. 

Die Po-Commission und ihre Organe hatten auch 
gewisse Streitfälle selbständig und ausschliesslich zu 
erledigen. (Art. XX. Gli affari contenziosi relativi alla 
nacigazionr verrannt) dreist dagli Ufl'icj di soreealianza 
e doganali, ed in ultima istanza da.Ua Commissione.) 

Die Rhein-Commission nach der Wiener Congress- 
Acte, die Po-Commission und die cummissioii mixte für 
den Pruth zeigen, dass innerhalb der Principien des 
modernen FlussschifFfahrtsrechtes die Interessen der 
eontrahirenden Staaten eine bunte Mannigfaltigkeit 
particutärer Festsetzungen hervorrufen können, und 
keineswegs lässt sich nachweisen, dass nach dem heute 
geltenden Völkerrecht ein Typus existire für die Rechte 
und Pflichten der sich zu einer Wassergenossenschaft 
zusammenschliessenden Staaten. Indem das Princip des 
eommun aeeord als das oberste für das regime conven- 
tionnd aufgestellt wurde, ist den Staaten der weiteste 
Spielraum gewährt, ihre Interessen auch da zu wahren, 
wo es sich darum handelt , die völkerrechtlichen Sätze 
über die Flussschiff fahrt zur Geltung zu bringen. 

Die Anerkennung dieser Thatsache mag in Dem- 
jenigen, der in der ängstlichen Bewahrung der Sou- 
veränetät das Grnndprincip des Völkerrechts erblickt, 



Digitized by Google 



40 



die Ueberzeugung hervorrufen . dass das Werk des 
Wiener Congresses die Selbständigkeit der Uferstaaten 
nicht genügend geschützt hat. Aber diese Unvollkom- 
menheit allein gestattet noch nicht, das angeblich Bessere 
ohneweiters als geltendes Recht hinzustellen und danach 
die schwebenden Streitfragen zu beurtheilen. So wenig 
das Gesetz im Staate durch seine Unvollkommenheit 
allein den Charakter des Gesetzes verliert, so wenig das 
Recht zwischen den Staaten. Jn keinem Theile des 
positiven Rechtes gilt das Ideale schon deshalb, weil 
es das Ideale ist. Und so wird man sich auch hüten 
müssen, dem jus tjutttum zuzuschreiben, was erst den 
Nachweis zu liefern hat, dass es dem jus natm-ae angehört. 

Wer aber erkannt hat, dass die Fortbildung des 
Völkerrechts neben der Anerkennung der Idee der 
Souveränetät des Einzel Staates auch die der Forderungen 
der Gemeinschaft und Solidarität der Staaten zur Voraus- 
setzung hat, der wird in den von den Bestimmungen 
der RheinschifFfahrtsacte abweichenden Festsetzungen 
über internationale Commissionen den Ansatz zu einer 
höheren Entwickclung erblicken. Die internationale 
Verwaltung, welcher nach meiner Ueberzeugung auf 
vielen, heute noch der Thätigkeit des Einzelstaates 
iiberlassenen Gebieten die Zukunft gehört, fordert Selbst- 
beschränkung der Souveränetät zu Gunsten eines höheren, 
über den Egoismus des Einzelstaates hinausragenden 
Interesses. 22 ) Das hat in Beziehung auf die freie Schiff- 
fahrt der Mann erkannt, dem es am meisten zu ver- 
danken ist, dass auf dem Wiener Congresse zum ersten 
Male in der Geschichte eine Frage des internationalen 
Verwaltungsrechtes gelöst wurde. Das Project für die 

22 ) Vgl. Jellinek, Die Lehre von den Staatonvorbindiingen, 
S. 158 tl, wo ich die juristische Bedeutung der internationalen Ver- 
waltnngsvereine auseinandergesetzt habe. 
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Orgaiiisirung der Rhcincommission, welches W. v. H u m- 
boldt dem Congress unterbreitete 23 ), dessen Annahme 
an dem Souverän etätsdünkel der Uferstaaten schei- 
terte, setzte dem gemeinsamen Organ einen noch viel 
weiteren Wirkungskreis, als er irgend einer später 
errichteten internationalen Behörde zukam. Nach diesem 
Vorschlage sollte die Centralcommission nicht nur die 
Ausführung des Reglements überwachen und aus- 
schliesslich die letzte Instanz für Appellationen gegen 
Urtheile der SehifFfahrtsgerichte bilden, sondern auch 
eine gewisse Oberaufsicht über die Ufer- 
staaten besitzen.-') Die Gleichberechtigung der Ufer- 
staaten interpretirt Hum boldt dahin, dass er erklärt: 
la Justice deumnde qur crltti tjttt sonntet nri plus grund 
no nitre (V i nte rt'i f s , aft aussi une pari plus graudr h 
Vwrcice de cettr anforde. Und die Executivbefugnisse 
der Commission motivirt Humboldt mit der Einheit- 
lichkeit der Wasserstrasse. „jSV Von cree nur autoriU 
parefllr, eile ne doit pas vtre de -tut er de tont 
pouvofr, mafs eontrfbucr a tratter en effet, <>t mm en 
apparence seulement, la r feiere comme un ensemble." 

Indem v. Holtzendorff und Dahn über der 
Wahrung der Souveränetätsreehte des Einzelstaates die 
zur Einschränkung der Souveränetät führende Staaten- 
gemeinschaft und die auf ihr beruhende fortschreitende 

JS ) Klüber, Acten des Wiener CoDgresses III, S. 98 11'. 

-*) Wenn die Uferstaateu die von den Inspectoren constatirten 
Mängel der Leinpfade oder Versandungen nicht sofort beseitigen, so 
hat die Commission das Recht, von dem Uferstaat „<jui sern accus/ 
de it/t/lt'f/rucc" Aufklärungen 'am verlangen und au Ort und Stelle 
eine Untersuchung vorznuehmen. „h'fte jtortrra nur res /chtirrissemnifs 
oh ret exainen mir ilecinion , et en ntrrt ra farret/ <) V/tat riterain 
.jiir le etis roitrernr ; et tous /es /faf.« rirerahis [ji-emieiit a"aranrr 
re,i</ai/eiiiei)( </'e.rectitrr res nrrrt/s." 
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Entwickclnng der internationalen Verwaltung über- 
sehen, haben sie wohl den Dank Rumäuiens, schwerlich 
aber den des Völkerrechtes verdient. 

VI. 

Wenn ich die vorstehenden Erörterungen zu- 
sammenfasse, so ergibt sich folgendes: 

1. Durch den Beschluss der Londoner Conferenz, 
die auf die Rechte der Uferstaaten bezüglichen Be- 
stimmungen des Londoner Vertrages erst dann als 
ausfuhrbar zu erklären, wenn die Adhäsion dieser 
Staaten erfolgt sein wird, ist den Anforderungen Ge- 
nüge geschehen, welche das Völkerrecht für die Form 
des Abschlusses eines Staatenvertrages stellt. So lange 
durch keinen Gewaltact die Zustimmung Rumäniens 
zu dem Vertrage erzwungen oder, was auf dasselbe 
hinausläuft, der bisher nur die Berliner Signatar- 
mächte bindende Vertrag ohne den Beitritt Rumäniens 
durchgeführt wird, ist vom völkerrechtlichen Stand- 
punkte kein Urtheil zu fällen über Form und Inhalt 
der diplomatischen Verhandlungen, welche etwa ge- 
pflogen werden zu dem Zwecke, um den Widerstand 
Rumäniens zu besiegen. 

2. Die Weigerung Rumäniens, die Verabredungen 
über die commmion mixte anzuerkennen , weil diese 
neue, den Bestimmungen der Wiener Congressacte zu- 
widerlaufende, die anerkannten Rechte der Uferstaaten 
verletzende Anordnungen enthält, ist nicht begründet. 
Für jede der angeblichen Abweichungen von den im 
Jahre 1 815 sanetionirten Grundsätzen des internationalen 
Flussschifffahrtsrechtes hat sich in der Geschichte der 
Flusscommissionen seit 1815 ein Präcedens aufweisen 
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lassen. Das Völkerrecht für sich anzurufen steht dem 
Staate übel an, der dort, wo es seine Interessen er- 
heischen, dieselben Principien preisgibt, die er da, 
wo es andere Interessen fordern, als die einzig zu 
Recht bestehenden hochhält. 

Es ist das Interesse Oesterreich-Ungarns, seinen 
Einfluss an der unteren Donau zu bewahren, zumal so 
lange dort nur eine provisorische Ordnung der Ver- 
hältnisse herrscht und das Interesse Rumäniens, welches 
sich dem widersetzt. Das Interesse der österreichisch- 
ungarischen Monarchie ist zum Mindesten kein 
widerrechtliches und auch die Mittel, durch 
welche sie dasselbe zu befriedigen trachtet, enthalten 
nichts Widerrechtliches im Sinne des positiven Völker- 
rechts. 

Somit ist es keine Frage des Rechts, sondern 
nur der Politik, welchem Interesse der Sieg zuzuer- 
kennen ist. Rumänien kämpft für seine eigene Sache 
und nicht für die Freiheit der Schifffahrt. 

v. Holtzendorff ruft dem österreichisch-unga- 
rischen Reiche zu: Puissance obliyr. Die erste und 
nächste Verpflichtung hat aber jeder Staat seinen Unter- 
thanen gegenüber. Der Staat, welcher aus falschem 
Edelmuthe die Interessen seiner Bürger preisgibt zu 
Gunsten eines fremden Staates, hört auf, den Staats- 
zweck zu erfüllen. Und je mächtiger ein Staat ist, 
desto kraftvoller hat er die Interessen seiner Glieder 
zu schützen. Dazu vor Allem wird ein Staat durch 
seine Macht verpflichtet. Rumänien mag thun, was in 
seinen Kräften steht, um dem Willen Europas zu 
trotzen. Aber es muss auch dem mächtigen Nachbar- 
reiche das Recht zugestehen, dass es alle erlaubten 
Mittel aufbietet, um seine Position an der unteren 
Donau zu bewahren. 
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Seit Monaten hat man nichts Näheres über den 
Stand der Donaufragc vernommen. Die Beziehungen 
llumäniens zu den Mächten scheinen sich seit der 
Reise des Königs nach Berlin wesentlich gebessert zu 
haben. Vielleicht wird durch gegenseitiges Entgegen- 
kommen der Contlict beendet. Dann wird hoffentlich 
die beste Politik, nämlich jene, welche die eigenen 
Interessen mit möglicher Schonung der fremden ener- 
gisch wahrt, auf beiden Seiten den Sieg davontragen. 
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I. Traite concernant la navigation du Danube. 

Sign6 ii Londres le 10 mars 1883. 

Au Nom de Dieu Tout-Puissant ! 

Les Puissances Signataires du Traite de Berlin 
ayant juge necessaire de reunir leurs Plenipotentiaires 
en Conference ä Londres, afin de s'entendre sur les 
decisions a prendre en vertu de l'Article 54 du Tratte" 
de Berlin du 13 juillet 1878, et sur l'execution de 
l'Article 55 du raeme Traite concernant la navigation 
du Danube depuis les Portes de Fer jusqu'ä ses em- 
bouchures, ont nomme a cet effet pour leurs Pleni- 
potentiaires, savoir (suivent les noms) : 

Lesqueis, apres avoir £chaoge* leurs pleins-pou- 
voirs trouve3 en bonne et duc forme, sont convenus 
des Articles suivants: 

Art. 1. La Jurisdiction de la Commission euro- 
peenne du Danube est etendue de Galatz ä Brai'la. 

Art. 2. Les pouvoirs de la Commission euro- 
peenne sont prolong^s pour une periode de vingt et 
un ans ä partir du 24 Aviil 1883. 

A Fexpiration de cette penode les pouvoirs de 
la dite Commission seront renouvele"s par tacite recon- 
duction de trois en trois ans, sauf le cas oü l'une des 
Hantcs Parties contractantes notifierait, un an avant 
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l'expiration de Tune de ees periodes triennales, l'inten- 
tion de proposer des modifioations dans sa Constitution 
ou dans ses pouvoirs. 

Art. 3. La Commission europeenne n'exercera 
pas de controle effectif sur les parties du bras de 
Kilia dont les deux rives appartiennent ä Tun des 
Riverains de ce bras. 

Art. 4. Pour la partie du bras de Kilia qui 
traversera a la fois le territoire Russe et le territoire 
Roumain, et afin d'assurer l'uniformite du regime dans 
le Bas-Danube, les reglements en vigueur dans le bras 
de Soulina seront appliques sous la surveillance des 
Delrgues de Russie et de Roumanie k la Commission 
europeenne. 

Art. 5. Au cas ou la Russie ou la Roumanie 
entreprendrait des travaux soit dans le bras mixte, 
soit entre les deux rives qui leur appartiennent 
respectivement, l'autorito competente donnera connais- 
sance a la Commission europeenne des plans de ces 
travaux dans le seul but de constater qu : ils ne portent 
aucune atteinte ä l'etat de navigabilite des autres bras. 

Les travaux qui ont dejä ete executes au Tchatal 
d'Ismail restent ä la eharge et sous le controle de la 
Commission europeenne du Danube. 

En cas de divergence entre les autorites de la 
Russie ou de la Roumanie et la Commission europeenne 
quant aux plans des travaux a. entreprendre dans le 
bras de Kilia, ou de divergence au sein de cette 
Commission quant a, Textension qu'il pourrait convenir 
de donner aux travaux du Tchatal d'Ismail, ces cas 
seraient soumis directement aux Puissances. 

Art. 6. II est entendu qu'aucune restriction n'en- 
travera le droit de la Russie de prelever des pe*ages 
destin^s ä couvrir les frais des travaux entropris par Elle. 
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Toutefois, en vue de sauvegarder les interets 
reciproques de la navigation dans le bras de Soulina 
et le bras de Eilia, le Gouvernement Russe, afin 
d'assurer une entente ä ce sujet, saisira les Gouver- 
nements representes dans la Commission europeenne 
des Reglements de peage qu'il jugerait utile d'introduire. 

Art. 7. Le reglement de Navigation, de Police 
Fluviale et de Surveillance elabore le 2 juin 1882, 
par la Commission europeenne du Danube, avec 
Tassistance des Delegue"s de la Serbie et de la Bul- 
garie, est adopte tel qu'il se trouve annexe au present 
Tratte^ et declare applicable a la partie du Danube 
situee entre les Portes de Fer et Braila. 

Art. 8. Tous les Traites, Conventions, Actes et 
Arrangements relatifs au Danube et k ses embouchures 
sont maintenus dans toutes Celles de leurs dispositions 
qui ne sont pas abrogees ou modifiees par les stipu- 
lation qui precedent. 

Art. 9. Le present Traite sera ratine, et les rati- 
fications en seront eehangees a Londres dans l'espace 
de six mois, ou plus tot si faire se peut. 

En foi de quoi les Plenipotentiaires respectifs 
l'ont signe et y ont appose le sceau de leurs armes. 

Fait a Londres, le 10 mars 1883. 



II. Annexe au Iraite de Londres. 

Reglement de Navigation, de Police Fluviale et 
de Surveillance, applicable k la partie du Danube situee 
entre les Portes de Fer et Braila. 

Titre III. Execution et Surveillance des Reglements. 

Art. 96. L'execution du present Reglement est 
placee sous rantorite diine Commission dite „Com- 

.1 Cl I I i II <• W , llOlLUlll ilflr-, 4 
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mission mixte du Danube", dans laquelle l'Antriche- 
Hongrie, la Bulgarie, la Roumanic et la Serbie seront 
ehacune representäes par un Delegue\ La presidence 
de cette Commission appartiendra au Delegue de l'Au- 
triche-Hongrie. 

Un membre de la Commission europeenne du 
Danube, designe pour une periodc de six mois, par ordre 
alphabetique des Etats, prendra part aux travaux de la 
Commission mixte et jouira, pendant cette participation, 
de tous les droits appartenant a se3 autres membres. 

Les Etats dejä representes a la Commission mixte 
ne seront pas compris dans ce roulement alphabetique. 

Afin que le membre de la Commission europeenne 
ainsi d^signe soit en mesure de prendre part aux 
deliberations de la Commission mixte, celle-ci lui fera 
parvenir le programme de ses travaux un mois avant 
l'ouverture de chaque session. 

La Commission europeenne, quand eile le jugera 
utile, pourra demander a la Commission mixte, par 
l'entremise de son Delegue\ les renseignements dont 
eile aurait besoin concernant celles des decisions de 
la Commission mixte qui toucheraient ä la liberte de 
la navigation. 

Art. 97. Les pouvoirs de la Commission mixte 
auront une duree egale a ceux de la Commission 
europeenne du Danube, et cette Commission mixte 
subira, s'il est besoin, les modifications qu'il pourrait 
devenir necessaire d'introduire dans sa Constitution 
et dans ses pouvoirs, sous reserve de la co existence 
des deux Commissions. 

Art. 98. La Commission mixte tiendra chaque 
annee deux sessions ordinaires, qui seront fixees de 
maniere a eviter la reunion simultanee de la Com- 
mission mixte et de la (Kommission europeenne. 
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Ses decisions seront prises ä la majorite des voix. 
Elle arretera ellc-ineme lc reglement interieur 
pour l'ordre de ses travaux, ainsi que les instruetions 
speciales a ses agents en vue de 1'application du 
present reglement, sauf les points sur la Solution des- 
quels le present reglement a statue lui-meme. La Com- 
mission proeedera, dans sa premiere session a la nomi- 
nation des agents designes a l'article 101, sous les 
numeros 1, 2 et 4. 

Toutefois, le reglement interieur et les instrue- 
tions d'un caractere general et reglementaire, telles que 
eelles dont ii est question dans TArticle 9 de l'Aetc- 
Public du 2 novembre 1 8t>5, relatif a la navigation 
des embouchure3 du Danube, seront communiques prea- 
lablement a la Commission europeenne, et ne seront 
appliques qu'apres que cette Commission les aura 
trouves conformes aux prineipes qui ont servi de base 
au present reglement. 

Art. 90. Les frais d'administration seront a la 
charge des Etats representes dans la Commission 
mixte. Iis y contribueront dans la proportion suivante: 
rAutriche-Hongrie pour quatre dixiemes, la Ronmanie 
pour quatre dixiemes et la Bulgarie et la Serbie, 
chacune, pour un dixieme. 

A la seconde re'union ordinaire, la Commission 
mixte fixera son budget pour Fannie suivante. 

Les contributions des Etats seront faites d'avance 
pour cbaque semestre. Les amendes percues pour con- 
travention au present reglement seront versees dans 
la caisse de la Commission mixte, pour etre atfectees 
aux besoins du service. 

Art. 100. Les agents ci-apres designes fonetion- 
neront, chacun dans le ressort qui lui sera assigne, 
sous les ordres de la Commission mixte, savoir: 
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1 U . LIn lnspeeteur; 

2°. Des Sous-Inspecteurs ; 

Des Capitaines de Port, pour autant que leur 
action sexercera sur la voie fluviale; 

4°. Un Secretaire et des agents subalternes. 

Art. 101. Les agents designes a TArticle prece- 
dent seront choisis parmi des personnes compe*tentes ; 
ils seront nomraes et retribue comrae ii suit: 

L'Inspecteur sera nomine et retribue par la Com- 
mission mixte, ainsi que le Secretaire et les agents 
subalternes. 

Les Sous-Inspecteurs et Capitaines de Port seront 
nomraes et retribues par les Etats Riverains respectifs, 
lesquels feront part a la Commission mixte de la no- 
mination de ees agents ou de leur remplacement. 

Les agents ci-dessus nommes, sauf les Sous-Inspec- 
teurs et les Capitaines de Port, pourront (Hre revoques 
par la Commission mixte. 

Art. 102. L'Inspecteur est appele ä veiller par 
voie administrative ä la stricte Observation des dis- 
positions du present reglement et a mettre de l'ensemble 
dans son application. 

Sous ce rapport, il est conside*re comme directe- 
ment prepose aux Sous-Inspecteurs et aux Capitaines 
de Port. 

Art. 103. Le Danube entre les Portes de Fer 
et Braila sera divise sur la rive gauehe en quatre 
sections d'inspection ; dont 

la premiere s'etendra des Portes de Fer a Beket 
inclusivement ; 

la seconde, de Bekct jusqu'a Simnitza inclusivement ; 

la troisieme, de Simnitza jusqiva Calarasb-Silistrie ; 

la quatrieme, comprenant les deux rives, de Ca- 
larash Silistrie jusqu'a Braila exclusivement. 
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Sur la live droite il sera divist* en trois sectiuns; 

dont 

la premicre g'etendra des Portes de Per jusqu'a 
rembouehure du Tiinok; 

la seconde, du Timok jusqua Nicopolis inclu- 
sivcment ; 

la troisieme, de Nicopolis jusqu'a Silistrie inclu- 
sivement ; 

la residence de chaeun des Sous-Inspecteurs sera 
ulterieurement fixee par les Etats Ilivcrains de eon- 
tvrt avec la Commission mixte. 

Art. 104. Les Etats Riverains preteront a la 
Commission mixte ot ä ses agents tout le concours 
dont eile pourra avoir besoin dans raccomplissement 
de sa tache. 

Art. 105. Les ports ou echelles situes sur le par- 
cours de ebaque section fluviale et pour lesquels les 
Etats Riverains auront institue des Capitaines de Port, 
conformement aux dispositions du present reglement, 
ne seront pas compris dans le ressort du Sous-lnspec- 
teur de la section. Les ports ou echelles seront places 
sous la surveillance des Capitaines de Port, lesquels 
releveront directement de Flnspecteur et seront tenus 
de suivre ses instructions, pour tout ce qui concernera 
leur action sur la voie fluviale. 

On entend par la denomination de port, au sens 
du present reglement, toute la partie du fleuve com- 
prise entre deux lignes droites partant, normalement 
aux rives, des limites d'amont et d'aval des dits ports 
ou echelles et se prolongeant jusqu/au thalweg. 

Si la rive opposee appartient an meine Etat, le 
port comprend egalement la partie du fleuve situee 
au dela du thalweg entre les deux lignes prolongees 
jusqu'ä la dite rive, ä moins toutefois qu'il n'existe 
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sur cette rivc, dana lea im-mea eaux, un port ou cehelle 
muni d'un Capitaine de Port. 

Lea bätimenta en coura de navigation et traver- 
aant lea eaux d'un port sana a'y arreter, ne aont paa 
aoumia a Ja juridiction dea Capitainea de Port. 

Lea bätimenta en coura de navigation et traver- 
aant lea eaux d un port, aana aV arreter, ne aont paa 
soumia ä la juridiction dea Capitainea de Port; l ? In- 
apecteur et lea Soua-In8pecteura sont seula competenta 
pour agir ä Tegard de cea bätimenta. 

Art. 10b*. Lea attributiona ape*ciale8 de la police 
judiciaire fluviale aeront exerceea par loa Sous Inapee- 
teura et lea Capitainea de Port, par chacun dana aon 
domaine de 8urveillance, et leä appela aeront portea 
devant la Commiaaion mixte rjui jugera en dernier 
ressort. 

Si, dana l'exercice de leura fonctiona, lea Soua- 
Inapecteurs avaient a relever dea contraventiona com- 
miaea en dehora de leur resaort, ila conatateraient cea 
contraventiona et lea porteraient a la connaisaance du 
Sous-Inapecteur competent. 

Art. 107. La Commiaaion mixte aura 8on aiege 
a Giurgevo. 

Art. 108. Lea articlea 1, 2, 3, G, 7, 8, 0 
et 10, ainsi que lea Articlea 96 a 108 incluaivement 
du preäent reglement, ne pourront etre modifies qu'a 
la suite d'une entente des Puisaancea interessees. Lea 
autres Articles ne pourront etre modifie's par la Com- 
mission mixte qu'avec le concours de la Commisaion 
europeenne du Danube. 
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